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Dirk Berg-Schlosser

Afrika zwischen Despotie und Demokratie

Bedingungen und Leistungsfähigkeit
der politischen Systeme der Gegenwart

Das aktuelle politische Geschehen in den un-
abhängigen Staaten „Schwarzafrikas" bietet
Außenstehenden ein verwirrendes Bild.
Nachrichten von politischen Krisen, Militär-
putschen, kriegerischen Auseinandersetzun-
gen, Wirtschaftskatastrophen usw. häufen
sich. In vielen Fällen verfestigen sie sich zu
negativen Stereotypen über „chaotische Ver-
hältnisse" in einem „unverstehbaren" Konti-
nent. Sofern dann überhaupt noch nach Ursa-
chen gefragt wird, werden diese vielfach in
der „zivilisatorischen" Rückständigkeit der
afrikanischen Bevölkerung gesehen. Nicht
selten gipfeln sie in rassistischen Erklärungs-
mustern. Die konkrete historische Ausfor-
mung der heutigen Staatsgebilde unter kolo-
nialen Vorzeichen und die auch nach der poli-
tischen Unabhängigkeit weiter bestehende
Einbettung in weltwirtschaftliche und weltpo-
litische Zusammenhänge werden bei einer
solchen Betrachtung ausgeblendet.
Auftretende innere Krisen dienen auch nicht
selten als Rechtfertigung für erneute Inter-
ventionen von außen. Alle fünf für Afrika re-
levanten Weltmächte (Frankreich und Groß-

I. Einführung

britannien vorwiegend in ihren früheren Ko-
lonialgebieten; die USA z. B. in Zaire, Liberia,
Somalia usw.; die Sowjetunion in Guinea, An-
gola, Uganda, Äthiopien u. ä.; China in Tansa-
nia, Mosambik und Sambia etc.) beteiligen
sich an diesem häufig makabren Spiel. Auch
kleinere regionale und benachbarte Mächte
(Südafrika, Israel, Libyen u. a.) sind sich hier-
für, wenn sich ein opportuner Anlaß bietet,
häufig nicht zu schade. Afrikanische Politik
und ihre Bestimmungsfaktoren müssen also
auch immer im internationalen Kontext gese-
hen werden.

Trotz der oftmals dominanten historischen
und weiterwirkenden externen Zusammen-
hänge reichen diese aber als alleinige Erklä-
rungsmuster nicht aus. Von vornherein und
pauschal nur von „Marionettenregimen" zu
sprechen, wäre sicher verfehlt. Auch die in-
ternen gesellschaftlichen und ökonomischen
Bestimmungsfaktoren sind jeweils sorgfältig
zu erfassen und besonders in bezug auf
ihre Wechselwirkungen zur internationalen
Ebene zu untersuchen.

II. Elemente des Systemvergleichs und Aspekte
der afrikanischen Realität

Im Gegensatz zu einer vorwiegend rechtlich-
institutionellen Betrachtungsweise beim Ver-
gleich der politischen Systeme der heutigen
Industriestaaten, deren soziale und wirt-
schaftliche Basis meist als stabil angesehen
oder zumindest als bekannt und einander re-
lativ ähnlich vorausgesetzt werden kann,
müssen für die Staaten Afrikas, aber auch an-
derer Regionen der Dritten Welt, die jeweili-
gen gesellschaftlichen Grundlagen der Politik
explizit in die Analyse einbezogen werden,
um zu einem besseren Verständnis der Mate-

rie und der ihr innewohnenden Dynamik zu
gelangen ).1



Bereits die Bestimmung des jeweiligen äuße-
ren Rahmens der heutigen Staatsgebilde und
die Probleme ihrer „nationalen" Integration
verdeutlichen diesen Tatbestand. So wurden
die Grenzen aller Staaten Schwarzafrikas von
den europäischen Kolonialmächten bestimmt.,
In vielen Fällen geschah dies mit Bleistift und
Lineal auf der Landkarte, ohne im geringsten
auf die jeweils dort ansässigen Volksgruppen,
ihre Beziehungen zueinander usw. Rücksicht
zu nehmen. Auf diese Weise entstanden zu-
meist ethnisch sehr heterogen zusammenge-
setzte Sozialgebilde, deren inneres Zusam-
menwirken erst zu gestalten war (eine ge-
wisse Ausnahme ist die heutige Republik So-
malia, die im Inneren ein relativ homogenes
„Staatsvolk" aufweist, deren auf ethnisch-kul-
turelle Gemeinsamkeiten gestützte nationa-
len Ansprüche aber über ihre heutigen
Staatsgrenzen hinausreichen und auch soma-
lisch sprechende Bevölkerungsgruppen im zu
Äthiopien gehörenden Ogaden, der Nordost-
provinz Kenias und in Dschibuti umfassen).
Trotz dieser Künstlichkeit gelten die beste-
henden Staatsgrenzen auch nach Auffassung
der Organisation für afrikanische Einheit
(OAU) heute als unantastbar, um bei einer all-
gemeineren Revision unter Umständen nicht
noch größere Probleme und massive Kon-
flikte zu provozieren. Ebenso sind bislang alle
Versuche, durch Annexion oder Sezession auf
gewaltsamem Wege eine Veränderung der
Grenzen herbeizuführen, z. B. durch Somalia,
in Zaire (Katanga), Nigeria (Biafra), im Tschad
usw. gescheitert.
Auch der sogenannte „Tribalismus" als häu-
fige Erscheinungsform von Konflikten auf
ethnischer Basis in Afrika kann nur angemes-
sen verstanden werden, wenn man ihn im
Kontext der neugeschaffenen Staatsgebilde
begreift. Nicht traditionelle Fehden zwischen
benachbarten Volksgruppen, sondern Ausein-
andersetzungen um ökonomische Privilegien
und politische Macht zwischen Angehörigen
verschiedener Volksgruppen, die erst im
neuen nationalen Rahmen miteinander in
Kontakt gekommen sind, stehen heute im
Vordergrund. Dies gilt insbesondere, wenn
die durchschnittlichen materiellen Lebens-
chancen dieser Gruppen deutliche Unter-
schiede aufweisen, also „horizontale" und „ver-
tikale" Konfliktstrukturen sich überlagern.
Traditionell waren fast alle schwarzafrikani-
schen Gesellschaften (das feudalistisch struk-

turierte Kaiserreich Äthiopien stellte in die-
ser Beziehung eine Ausnahme dar) durch das
Überwiegen einer „afrikanischen Produk-
tionsweise"2) gekennzeichnet. Privateigentum
an Grund und Boden war weitgehend unbe-
kannt. Statt dessen bestanden respektierte
Nutzungsrechte für diejenigen, die das Acker-
land jeweils konkret bearbeiteten. Lag das
Land dann nach einer Weile wieder brach,
konnte es durch andere genutzt werden. Indi-
viduelle Produktionsmittel wie Vieh u. ä.'und
auch dauerhaft angepflanzte Kulturen (wie
z. B. Palmen etc.) waren dagegen fest im Pri-
vateigentum der jeweiligen Familien. Da au-
ßerdem fast auschließlich für den Eigenbedarf
produziert wurde, der sich jeweils im Jahres-
zyklus ausglich, fand keine nennenswerte Ak-
kumulation von Kapital statt. Etwas größerer
ökonomischer Wohlstand einzelner (z. B. auch
in Form von Vieh) wurde häufig durch poly-
game Familienstrukturen wieder „umverteilt".
Durch die erheblichen „Brautpreise" und die,
angesichts einer in der Regel höheren Kin-
derzahl, in der Erbfolge verstärkt wirksam
werdende Aufteilung konnten sich keine
deutlich abgesetzten sozialen Klassen heraus-
bilden. In ökonomischer Hinsicht handelte es
sich im traditionalen Afrika also um weitge-
hend egalitäre Strukturen. Dies gilt auch für
auf der politischen Ebene hierarchisch struk-
turierte Volksgruppen, wie z. B. für die König-
reiche in Westafrika oder dem heutigen
Uganda. Die Lebenshaltung der Herrschen-
den beruhte in diesen Fällen vorwiegend auf
Sklavenarbeit am Hofe, Beteiligung am Fern-
handel oder politischen Eroberungen, nicht
aber auf der Abschöpfung eines kleinbäuer-
lich erwirtschafteten Mehrprodukts. Diese re-
lativ egalitäre ländliche Sozialstruktur hat
sich auch in einer Reihe von Fällen als eine
günstigere Bedingung für eine bäuerliche
Entwicklung auf breiterer Grundlage erwie-
sen, als dies z. B. in stärker verkrusteten feu-
dalistischen oder neo-feudalistischen Struktu-
ren in Asien oder Lateinamerika der Fall ist.
So ist heute in einigen Staaten eine ländliche
Kleinbourgeoisie entstanden, die erfolgreich
für den Export produziert (z. B. Kaffeebauern
in Kenia, Malawi oder Uganda, Kakaobauern
in Ghana, Kamerun, der Elfenbeinküste usw.),
teilweise erwirtschaftete Erträge in anderen
Bereichen investiert (z. B. im Handel, Trans-



portwesen etc.) und sich auch politisch häufig
bemerkbar macht. Neben dieser weiter ex-
pandierenden Kleinbourgeoisie überwiegt auf
dem Lande aber in den meisten Fällen noch
die Produktion für den Eigenbedarf, die sich
bei knapper werdendem fruchtbaren Acker-
land einer wachsenden Zahl zu füllender Mä-
gen gegenübersieht.
In einigen Staaten wurden in der Kolonialzeit
auch großräumig angelegte Plantagen errich-
tet (z. B. in Tansania und einer Reihe von
Staaten der westafrikanischen Küstenregion),
die in vielen Fällen nach wie vor in ausländi-
schem Besitz sind und ein ländliches Proleta-
riat beschäftigen, das heute meist ohne jeden
Landbesitz ist. In verstärktem Maße gilt diese
ausländische Dominanz und Proletarisierung
einer einheimischen Schicht für diejenigen
ehemaligen Kolonien, die in erster Linie
Bergbauprodukte für den Export (wie z. B. in
Zaire, Sambia, Gabun etc.) erwirtschaften. In-
dustrie, Finanzwesen und Außenhandel sind
ebenfalls zum überwiegenden Teil in auslän-
dischen Händen. Der Anteil der in diesen Be-
reichen Beschäftigten an der Gesamtbevölke-
rung ist aber meist relativ gering. Der öffentli-
che Sektor einschließlich para-staatlicher In-
stitutionen und Unternehmungen ist dagegen
in vielen Fällen vergleichsweise stark besetzt.
Neben der Erfüllung wichtiger Funktionen
(z. B. im Erziehungs- und Gesundheitswesen,
der ländlichen Entwicklung usw.) ist hierbei
auch die Existenz weitgehend unproduktiver
und parasitärer Elemente häufig nicht zu
übersehen.
Diese horizontalen und vertikalen sozialen
Strukturen finden ihren Niederschlag auch
auf der „input"-Seite des politischen Systems.
Interessengruppen und Verbände sind insge-
samt relativ schwach ausgeprägt, auch Ge-
werkschaften spielen meist nur eine geringe
Rolle3). Wo Interessen stärker organisiert
sind, artikulieren sich diese häufig auf einer
ethnischen Basis. Dies gilt in noch höherem
Maße für politische Parteien, zumindest dort,
wo zeitweilig mehrere Parteien aktiv waren
(wie z. B. in Nigeria, Kenia, Uganda usw.).
Hierin liegt auch der wichtigste Grund für die
in der überwiegenden Zahl der Staaten anzu-
treffenden Einparteisysteme. Solange Interes-
sen vorwiegend auf ethnischer oder auf an-
dere Weise festgeschriebener „kommunalisti-
scher" Basis artikuliert werden, kann keine
sinnvolle, auch einmal unterschiedliche

Mehrheiten ermöglichende Parteienkonkur-
renz um „Wechselwähler“ stattfinden. Die Do-
minanz einiger Gruppen (wie z. B. auch in Ni-
geria bis 1966) wird dann zementiert und pro-
voziert andere, gewaltsame Arten eines Regi-
mewechsels.
Einparteisysteme in Afrika, ob nun stärker
„konservativer" oder eher „sozialistischer" Prä-
gung, sind daher, schon von ihrer sozialen
Ausgangsbasis her, auf keinen Fall mit totali-
tären Einparteisystemen in heutigen Indu-
striestaaten gleichzusetzen. Aber auch in ih-
rem (meist relativ schwach ausgeprägten) Or-
ganisationsgrad und ihrer häufig recht vagen
Ideologie unterscheiden sie sich erheblich.
Dennoch gibt es zwischen solchen Einpartei-
systemen große Variationen, vor allem hin-
sichtlich ihrer internen Entscheidungsstruk-
turen und der Offenheit ihres Zugangs: So
waren, im einen Extrem, z. B. in der Zentral-
afrikanischen Republik zeitweilig nominell
fast alle Erwachsenen Angehörige der Staats-
partei, im Kongo/Brazzaville umfaßte diese
dagegen 1972 ganze 160 Personen)4). Die Ent-
scheidungsstrukturen sind in den meisten
Fällen stark autoritär geprägt, es gibt aber
auch Ansätze zu demokratischeren Formen
der Willensbildung, z. B. in modifizierter
Form bei der Aufstellung von Kandidaten für
die nationalen Parlamente in Kenia oder Tan-
sania.
Auf der Ebene des politischen Systems selbst
sind ebenfalls erhebliche Unterschiede anzu-
treffen. Stark zentralisierte Regierungsformen
überwiegen; es gibt aber auch Ansätze zu fö-
deralistischen Strukturen (z. B. im bevölke-
rungsmäßig mit Abstand größten Staat Nige-
ria). „Klassische" Formen der Gewaltenteilung
sind nur sehr gering ausgeprägt. Wo Parla-
mente formell existieren, führen sie häufig
ein Schattendasein (auch in dieser Hinsicht
ist z. B. Kenia eine eher rühmliche Ausnah-
me). Die Unabhängigkeit der Justiz ist nur in
wenigen Ländern einigermaßen gewährlei-
stet.
Die Autorität der Staatsführung gründet sich
in einigen Fällen z. T. auf Restbestände tradi-
tionaler Legitimität, wie z. B. bei Houphout-
Boigny in der Elfenbeinküste oder Skou
Toure in Guinea, die der traditionellen „chef-
ferie" entstammen. In anderen Staaten sind
Elemente charismatischer Legitimität zu be-
obachten. Dies gilt vor allem auch für in der
Phase der Unabhängigwerdung erfolgreiche



politische Führer (wie z. B. Nkrumah in Gha-
na, Kenyatta in Kenia u. a.). Wie diese Bei-
spiele aber zeigen, kann eine solche perso-
nengebundene Legitimität sehr schnell wie-
der schwinden, und nur, wenn sie auch mit
persönlicher Integrität gekoppelt ist, wie z. B.
in erheblichem Maße bei Nyerere in Tansania
oder Senghor im Senegal, erweist sie sich als
dauerhafter. Über echt kompetitive Wahlen
vermittelte „rational-legale" Legitimität im
Weberschen Sinne stellt dagegen in Afrika
nach wie vor die Ausnahme dar. Mangelnde
Legitimität der Systeme wird daher in vielen
Fällen durch massive Repression und Einsatz
staatlicher Zwangsmittel (Polizeiwesen und
Geheimdienste sind häufig relativ stark „ent-
wickelt"), nicht zuletzt auch des für die mei-
sten Staaten in erster Linie innenpolitisch be-
deutsamen Militärs, ersetzt.

Dies verweist erneut auf den relativ dominan-
ten „output"-Charakter dieser Systeme. Die
Staatsverwaltung und andere staatliche Orga-
nisationen sind häufig stark aufgebläht. Ihre
Effizienz wird durch Nepotismus und Korrup-
tion nicht selten erheblich beeinträchtigt.
Hierunter leidet nicht zuletzt auch die ent-
wicklungspolitische Leistungsfähigkeit der
Systeme insgesamt, damit aber auch unter
Umständen der Rückhalt in den tragenden so-
zialen Gruppen und ihre längerfristige Stabi-
lität. Hier liegt die Wurzel für den häufig zu
beobachtenden „prätorianischen" Charakter

vieler Staaten. Erwartungen und tatsächlich
erbrachte Leistungen klaffen weit auseinan-
der. Die Unzufriedenheit macht sich dann in
zahlreichen Regimewechseln (wie z. B. in Da-
homey/Benin, Ghana oder Obervolta mit je-
weils mehr als fünf Staatsstreichen seit der
Unabhängigkeit) Luft. Einzelne soziale Macht-
faktoren, einschließlich des Militärs und an-
derer bewaffneter Gruppen, prallen häufig im-
mer unmittelbarer aufeinander (wie z. B. nach
wie vor in einem erheblichen Maße in Staa-
ten wie Uganda oder dem Tschad) und zerstö-
ren jeden sozialen Konsens.
Letzten Endes sind die politischen Systeme
aber auch nach normativen Kriterien zu beur-
teilen. Diese stützen sich auf demokratietheo-
retische u. a. politisch-philosophisch begrün-
dete Prämissen. Hierzu zählen nicht zuletzt
die Gewährleistung fundamentaler „liberaler"
und „sozialer", „formaler" und „materieller"
Menschenrechte5), die Einhaltung rechts-
staatlicher Verfahrensweisen und die Mög-
lichkeit einer pluralistischen, unzensierten
Berichterstattung durch öffentliche Medien.
Wenn auch die jeweilige Interpretation sol-
cher Grundwerte und Verfahrensweisen
nicht zu eng in einem euro-zentrischen Sinn
erfolgen sollte, so haben sie doch von ihrem
Anspruch her universellen Charakter, wie
dies auch in der von den meisten Staaten der
Dritten Welt zumindest unterzeichneten
Charta der Vereinten Nationen zum Aus-
druck kommt.

III. Klassifikation und Leistungen politischer Systeme der Gegenwart

Der Versuch, alle diese unterschiedlichen
Klassifizierungselemente politischer Systeme
und ihre jeweiligen konkreten Ausprägungen
im afrikanischen Kontext zu einer umfassen-
den und in sich konsistenten Kategorisierung
herauszuziehen, ist allerdings zum Scheitern
verurteilt. Angesichts der Komplexität der
betrachteten Dimensionen und der Vielfalt
ihrer inhaltlichen Ausformungen würde ein
solches Schema, wäre es vollziehbar, eher
Verwirrung stiften als zu einer sinnvollen
Orientierung innerhalb der Fülle der auf den
Beobachter eindringenden empirischen Fak-
ten beitragen. Eine Reduzierung auf einige
zentrale Aspekte ist also unerläßlich.
Trotz der letztlich bestehenbleibenden Beson-
derheiten jedes Einzelfalls muß ein solches
Muster — auf einer mittleren Ebene der Ab-

straktion — einerseits eine sinnvolle Aggre-
gierung vornehmen, andererseits aber genü-
gend differenziert bleiben. Für die hier ver-
folgten Zwecke erweisen sich die folgenden
vier „Klumpungen" („duster") von System-
merkmalen als besonders charakteristisch,
wobei die gewählten „Etiketten" allerdings je-
weils nur einen partiellen Aspekt herausgrei-
fen: „Polyarchien", „sozialistische Systeme", „zi-
vil-autoritäre Systeme" und „Militärregime"
(siehe auch Anhang 1).
Die erste Kategorie greift einen von Dahl6 )
geprägten Terminus auf, der angesichts sehr



restriktiver sozialer und ökonomischer Bedin-
gungen den anspruchsvolleren „Demokratie"-
Begriff vermeidet, aber den pluralistischen,
auf geregelten politischen Wettbewerb beru-
henden Charakter und die rational-legale Le-
gitimität eines solchen Systems hervorhebt.
Auch ein „semi-kompetitiver" Fall wie Kenia
(in dessen Einparteisystem relativ freie Parla-
mentswahlen stattfinden, offener Wettbewerb
bei den Präsidentschaftswahlen aber nicht
möglich ist) ist aus Gründen der Vereinfa-
chung dieser Kategorie zugeordnet7).
Der zweite Typus umfaßt „afrikanisch-soziali-
stische" Staaten8) mit einer auch organisato-
risch effektiven Einparteistruktur und einer
expliziten auf „nicht-kapitalistische" und „ei-
genständige" („self-reliant“) Entwicklungswege
bezogenen Programmatik, die an egalitäre
afrikanische Traditionen anknüpfen soll.
Auch diese Systeme weisen z. T. einge-
schränkte Formen politischen Wettbewerbs
(z. B. bei der Aufstellung von Parlamentskan-
didaten in Tansania oder Sambia) und
Aspekte rational-legaler Legitimität auf. Im
internationalen Kontext suchen sie ebenfalls
meist stärker ungebundene („non-aligned")
Wege zum Sozialismus.
Als „zivil-autoritär" sollen hier Staaten be-
zeichnet werden, die angesichts starker ethni-
scher Heterogenität ebenfalls ein Einparteisy-
stem aufweisen, deren Programmatik aber re-
lativ gering ausgeprägt ist bzw. faktisch eher
in eine pragmatisch-konservative Richtung
tendiert. Offene Formen politischen Wettbe-
werbs fehlen. Teilweise sind aber gewisse Er-
scheinungsformen traditionaler und charis-
matischer Legitimität zu beobachten. Anson-
sten stützen sich diese Systeme deutlich vor
allem auf ihre „Output"-Seite. Beispiele hier-
für sind u. a. die Elfenbeinküste, Malawi und
Kamerun.
Der vierte Typ bezieht sich schließlich auf die
mittlerweile quantitativ überwiegenden Mili-
tärregime, deren Etablierung angesichts nur
schwach ausgeprägter politischer Institutio-
nen und sozialer Gegenkräfte in vielen Fällen
relativ einfach ist. Sie stützen sich dabei vor-
wiegend auf die „Macht ihrer Gewehrläufe".
Die Herrschaftsstruktur solcher Systeme ist

häufig stark personalistisch geprägt. Afrikani-
sche Militärherrscher sind aber nicht von vorn-
herein, angesichts anderer Sozialstruktu-
ren und z. T. unterschiedlicher ideologischer
Ausrichtungen, mit ähnlichen Machthabern
in Lateinamerika oder anderen Regionen der
Dritten Welt gleichzusetzen9). Kommt es in
solchen Staaten zu häufigen Regimewechseln
und einem ständigen Aufeinanderprallen un-
mittelbarer Machtgruppen, so sind sie hier als
„Verlaufstyp" der von Huntington geprägten
Kategorie „prätorianische" Systeme10) zuge-
ordnet (siehe Anhang 2).
Die Leistungen dieser unterschiedlichen Sy-
stemtypen lassen sich nun mit unterschiedli-
chen Kriterien auch konkret messen. Dafür
seien drei zentrale Bereiche herausgegriffen:
Die ökonomische Leistungsfähigkeit im Sinne
einer konkret feststellbaren materiellen Ent-
wicklung, die Verwirklichung von normativen
Zielsetzungen, wie sie vor allem in der Men-
schenrechtsdiskussion der letzten Jahre zum
Ausdruck kam, und die ökonomische Außen-
bestimmung der Staaten Afrikas als ein auch
in den theoretischen Auseinandersetzungen
über die Ursachen von Unterentwicklung im
letzten Jahrzehnt vorrangig artikulierter Tat-
bestand. Jeder dieser Bereiche soll mit Hilfe
einiger ausgewählter Indikatoren auch quan-
titativ kurz umrissen werden. Die ökonomi-
sche Leistungsfähigkeit wird zunächst mit der
am häufigsten verwendeten Größe, der
Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts pro
Kopf, beschrieben. Da es sich hierbei aber um
eine rein monetäre Größe handelt, die Subsi-
stenzeinkommen, internationale Kaufkraftun-
terschiede usw., aber auch die Einkommens-
verteilung in den jeweiligen Ländern unbe-
rücksichtigt läßt, soll sie zumindest durch ei-
nen Indikator ergänzt werden, der auch zen-
trale Aspekte der Veränderungen der kon-
kreten materiellen Lebensumstände, auch
hinsichtlich ihrer Verteilung, erfaßt. Es han-
delt sich hierbei um den von Morris11) ent-
wickelten „Physical Quality of Life Index”, der



Veränderungen der durchschnittlichen Le-
benserwartung, der Säuglingssterblichkeit
und der Alphabetisierung in einer einzelnen
Größe zusammenfaßt.
Die Evaluierung der normativen Gesichts-
punkte stützt sich auf zwei etwas unter-
schiedlich akzentuierte Quellen, nämlich den
„Index bürgerlicher Freiheiten" („civil liber-
ties") wie er alljährlich von Freedom House in
New York ermittelt wird12 ), und, in Ergän-
zung hierzu, einen „Index politischer Repres-
sion", der sich auf die Jahresberichte von Or-
ganisationen wie Amnesty International, Un-
tersuchungen der Internationalen Juristen-
kommission in Genf und ähnliche Materialien
stützt ).13

Die Frage der ökonomischen Abhängigkeit
schließlich soll mit Hilfe von Indikatoren der
Exportgüterkonzentration, die auch Aspekte
der Produktionsstruktur eines Landes, wie
z. B. die Konzentration auf einige wenige Roh-
stoffe, wiederspiegelt, der Konzentration von
Außenhandelspartnern, z. B. auch in bezug auf
die früheren Kolonialmächte, und der Durch-
dringung durch multinationale Konzerne hin-

sichtlich ihres jeweiligen Anteils am Indu-
striekapital ) empirisch bestimmt werden.14

Hinsichtlich der „Entwicklungsleistung" (siehe
Tab. 1) fällt zunächst die Diskrepanz zwischen
den beiden verwendeten Indikatoren, dem
Bruttosozialprodukt pro Kopf und dem „Index
physischer Lebensqualität", auf. Bloßes Pro-
Kopf-Wachstum steht offensichtlich nur in ei-
nem relativ schwachen Zusammenhang zur
Veränderung realer Größen der Lebensquali-
tät. Besonders deutlich wird dies, wenn man
die Leistungen der „zivil-autoritären" und der
„sozialistischen" Staaten einmal gegenüber-
stellt. Die autoritären Systeme haben die
deutlich höchsten Wachstumsraten, aber nur
sehr geringe Veränderungen der Lebensqua-
lität. Bei den sozialistischen Staaten ist es um-
gekehrt. Einem relativ schwachen Wachstum
stehen deutliche Verbesserungen der Lebens-
qualität gegenüber. Die „prätorianischen" Sy-
steme schneiden in bezug auf beide Indikato-
ren schlecht ab. Die stabilen Polyarchien hin-
gegen liegen in beiden Fällen klar über dem
Mittelwert.
Ein Ansatz für eine kausale Erklärung dieses
Musters ergibt sich auch aus einer Analyse
der Verwendung öffentlicher Mittel in jedem
System (vgl. Tab. 2): Die sozialistischen Länder
haben, erwartungsgemäß, den höchsten An-
teil von Staatsausgaben am Bruttosozialpro-
dukt; sie wenden aber auch, relativ gesehen,
den jeweils größten Teil für Erziehungs-
zwecke und das Gesundheitswesen auf. Nicht
ganz so erwartet ist wohl der auch deutlich
höchste Anteil an unproduktiven (!) Rüstungs-
ausgaben. Die „zivil-autoritären” Systeme hal-



ten sich mit Ausgaben in allen Bereichen re-
lativ zurück, während in den „prätorianischen
Staaten" die geringsten Aufwendungen für
das Erziehungs- und Gesundheitswesen, aber
hohe Rüstungsausgaben zu verzeichnen sind.
Das „korporative Eigeninteresse" des Militärs
in diesen Ländern schlägt also stark durch
und erklärt neben der allgemeinen Instabili-
tät zu einem guten Teil auch die insgesamt
schwachen Entwicklungsleistungen. Die poly-
archischen Systeme liegen bei den Gesund-
heits- und Erziehungsausgaben jeweils im
Mittelfeld, haben aber deutlich die geringsten
Verteidigungsaufwendungen.
Neben der Entwicklungsleistung ist aber
auch die normative Beurteilung bedeutsam
(siehe Tab. 3). Auch in dieser Hinsicht erge-
ben sich gewisse Diskrepanzen zwischen bei-
den Indikatoren. Die eher „bürgerlichen" Frei-
heiten des Freedom House Index werden am
wenigsten in den sozialistischen Staaten, ge-
folgt von den Militärregimen, gewahrt. Un-
mittelbare staatliche Repression, wie z. B. die

Anwendung von Folter, Verhaftungen aus po-
litischen Gründen ohne Gerichtsverfahren
usw., ist dagegen in den letzteren am größten,
gefolgt von den zivil-autoritären Staaten. Die
Polyarchien schneiden ebenfalls in bezug auf
beide Indices bemerkenswert gut ab.
Auf diese Weise ergibt sich also ein differen-
ziertes, aussagekräftiges Bild der gegenwär-
tigen afrikanischen Staatenwelt. Einige
Aspekte der nach wie vor dominierenden
„conventional wisdom" diesen Staaten gegen-
über bedürfen dabei offensichtlich der Kor-
rektur. Dies gilt z. B. für die häufig zitierte
Aussage von Richard Löwenthal: „Jeder Grad
an Freiheit wird mit etwas Verlangsamung
der Entwicklung, jeder Grad an Beschleuni-
gung mit etwas Verlust an Freiheit bezahlt.
Das ist in der Natur des Prozesses unvermeid-
lich."15) Die zivil-autoritären und prätoriani-
schen Systeme tragen offenbar nur wenig zu



einer Entwicklung im Sinne einer konkreten
Verbesserung der Lebensqualität bei. Die
polyarchischen Systeme schneiden hingegen
recht zufriedenstellend ab und sind auch in
bezug auf die normativen Befunde deutlich
am positivsten zu werten. Ein allgemeiner
Pessimismus allein aus „entwicklungspoliti-
schen" Gründen hinsichtlich der Leistungsfä-
higkeit eher demokratischer Systeme in
Afrika und anderen Regionen der Dritten
Welt und die hieraus oft allzu wohlfeil herge-
leitete Rechtfertigung autoritärer Strukturen
erscheinen daher nicht angebracht.
Auch im Hinblick auf das Außenverhältnis
der afrikanischen Staaten lassen sich aus dem
zur Verfügung stehenden Material einige Er-
kenntnisse gewinnen (vgl. Tab. 4). So hat sich
die Wirtschaftsstruktur in bezug auf die aus-
geführten Waren im Durchschnitt der hier
beobachteten Staaten seit der Unabhängig-
keit so gut wie nicht verändert. Die Konzen-
tration auf einige wenige Produkte (vor allem
agrarische und mineralische Rohstoffe) ist
nach wie vor groß. Dagegen ist in bezug auf

die Handelspartner eine größere Diversifizie-
rung und eine Abnahme der einseitigen
Orientierung auf die ehemaligen Kolonial-
mächte festzustellen. Der Anteil ausländi-
schen Kapitals an der Industrie ist aber, auch
im Vergleich zu anderen Regionen der Drit-
ten Welt, durchweg nach wie vor sehr hoch
(detailliertere Verlaufsdaten für diesen Be-
reich stehen bislang nicht zur Verfügung). Die
Differenzierung nach Systemtyp ist in bezug
auf diese Indikatoren weniger ausgeprägt. Be-
merkenswert erscheint aber, daß z. B. die so-
zialistischen Staaten ihre Konzentration auf
wenige ‘Exportprodukte nicht zu verringern
in der Lage waren. Auch der Grad ihrer
„Durchdringung" durch multinationale Kon-
zerne weicht nur geringfügig von dem z. B.
der zivil-autoritären Staaten ab. In dieser Hin-
sicht scheinen die „Multis" wohl eher generell
die Instabilität der prätorianischen Staaten zu
scheuen als sich durch Präferenzen der ver-
schiedenen Systeme für unterschiedliche Ent-
wicklungswege nennenswert beeinflussen zu
lassen.

IV. Ausblick

Kaum einer der heutigen 45 afrikanischen
Staaten hat das zum Zeitpunkt der Unabhän-
gigwerdung meist in umfangreichen Verfas-
sungskonferenzen mit der ehemaligen Kolo-
nialmacht ausgehandelte politische System
beibehalten. In vielen Fällen erwiesen sich
die neugeschaffenen Institutionen angesichts
der angelegten gesellschaftlichen Konflikte
als zu brüchig. Sie machten anderen Herr-
schaftsformen Platz, insbesondere Militärregi-
men, denen die Kontrolle der Instrumente der

unmittelbaren Machtausübung leichte Ein-
griffsmöglichkeiten bot. In anderen Fällen
wurden die Verfassungen gelegentlich bis zur
Unkenntlichkeit umgeformt, um den gesell-
schaftlichen Bedingungen und den Zielen der
neuen Machthaber zu entsprechen. Dies gilt
z. B. für die Entwicklung eines sozialistischen
Systems in Tansania (zumindest seit der Er-
klärung von Arusha im Jahr 1967) und die
Herausbildung eines „semi-kompetitiven" Ein-
parteienstaates in Kenia, dort allerdings mit



einer stärker kapitalistisch orientierten Wirt-
schaftspolitik.
Auch viele der neueren Versuche erwiesen
sich als wenig dauerhaft. Eine Reihe von Mili-
tärregimen sah sich erneut Putschen und Ge-
genputschen ausgesetzt (wie z. B. in Nigeria,
Ghana, Dahomey/Benin usw.) oder mußte sich
gegenüber mehreren Putschversuchen (so
z. B. in Zaire oder im Sudan) behaupten. In
einigen Fällen sind so ausgesprochen präto-
rianische Systeme entstanden, in denen die
Kontrolle unmittelbarer Machtmittel die Poli-
tik bestimmt. In anderen Fällen wurden „Rezi-
vilisierungs"-Versuche unternommen (z. B. in
Nigeria, Ghana oder Obervolta), die allerdings
alle bisher nicht von Dauer waren.
Dennoch hat es in Afrika auch institutionell-
innovative Aspekte gegeben, die über die ur-
sprünglich europäisch geprägten Verfas-
sungsmodelle hinausgehen und sich unter
Umständen für die gegebenen gesellschaftli-
chen Verhältnisse als besser geeignet erwei-
sen. Dies gilt z. B. für die Ansätze institutiona-
lisierter semi-kompetitiver Willensbildung in
den Einparteisystemen Kenias und Tansanias
oder den Versuch der Verwirklichung neuer
föderalistischer, den ethnischen Gegebenhei-
ten besser angepaßter staatlicher Strukturen
in Nigeria.

Afrikas „Versuch der Freiheit"16) hat bislang
zu sehr gemischten Resultaten geführt. So
wenig ein brutaler Gewaltherrscher wie Idi
Amin „typisch" für das heutige Afrika ist, so
wenig ist es, leider, auch ein aufgeklärter
Staatsmann und Philosoph wie Leopold Sen-
ghor, der zum 1. Januar 1981 das Präsidenten-
amt im Senegal in die Hände seines verfas-
sungsmäßigen Nachfolgers legte. Das euro-
päische Erbe, in seinen teilweise positiven,
aber auch deutlich negativen Konsequenzen,
wirkt weiter nach. Eine im Interesse von grö-
ßerer Selbstbestimmung und Selbstverwirkli-
chung notwendige Reduzierung der Abhän-
gigkeiten, vor allem in weltwirtschaftlicher
Hinsicht, kann neue Gestaltungsmöglichkei-
ten eröffnen. Sie — im Sinne von Frantz Fa-
non, zugunsten der „Verdammten dieser
Erde"17) — zu ergreifen, bleibt die Herausfor-
derung an die Träger politischer Herrschaft in
Afrika und anderswo.
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Volker Matthies

Sicherheitspolitik und Dritte Welt: Das Beispiel Afrika

I. Vom Objekt zum Subjekt?
In enger Verknüpfung miteinander führten in
den siebziger Jahren hauptsächlich drei Fak-
toren zu einer verstärkten Einbeziehung der
Nord-Süd-Problematik in die Diskussion um
die internationale Sicherheit: Zum einen wa-
ren dies behauptete oder wirkliche Erforder-
nisse der ökonomischen Sicherheit der west-
lichen Industrieländer (Energie- und Rohstoff-
versorgung, Absicherung der Bezugsquellen
und Transportwege), zum anderen der ver-
schärfte Austrag des Ost-West-Konflikts
in der Dritten Welt (Konflikte in Asien, Afri-
ka und Lateinamerika als „Süddimension"
des Ost-West-Konflikts, Stellvertreterkriege,
Ringen um Einflußsphären) und zum weiteren
die erhöhte Kriegsgefahr aus dem Süden
(wachsende Eskalations- und Internationali-
sierungsrisiken lokaler/regionaler Kriege in
der Dritten Welt). Mithin wurde die Dritte
Welt zunehmend als ein wichtiger Bestand-
teil der internationalen Sicherheitsproblema-
tik gesehen und als ein möglicher Destabili-
sierungsfaktor des internationalen Sicher-
heitssystems erkannt ).1

Doch blieb hierbei die vorherrschende Be-
trachtung der Dritten Welt eine eurozentri-
sche; die Entwicklungsländer wurden als Ob-
jekt der Sicherheitspolitik, als eine Art von
Sicherheitsrisiko für fremde Sicherheitsinter-
essen angesehen, nicht jedoch als ein Subjekt
eigenständiger Sicherheitspolitik, das umge-
kehrt auch anderen Staaten gegenüber legi-
time Sicherheitsinteressen geltend machen
kann. Doch angesichts des fortschreitenden
Prozesses relativer Macht-Diffusion in den in-
ternationalen Beziehungen müssen die Län-
der der Dritten Welt als sicherheitspolitische
Akteure zunehmend ernster genommen wer-
den. Im Kern bedeutet Macht-Diffusion, daß
immer mehr Staaten (vornehmlich in der Drit-
ten Welt) durch Aufrüstung und Nutzung
wirtschaftlicher und/oder strategischer Vor-
teile im „Spiel der Großen Mächte mitmi-
schen" wollen und können2). Dies gilt insbe-

3) Hierzu R. Väyrynen, Economic and Military Posi-
tion of the Regional Power Centers, in: Journal of
Peace Research, 16 (1979) 4, S. 349—369.
4) Zitiert nach G. Braun, Perspektiven und Modelle
globaler Sicherheitspolitik, in: K.-E. Schulz (Hrsg.),
Streitkräfte im gesellschaftlichen Wandel, Bonn
1980, S. 372.
5) Zitiert nach der Gemeinsamen Konferenz Kirche
und Entwicklung (Stellungnahme für die Anhörung
des Bundestagsausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit am 22. Februar 1984 in Bonn zum
Thema „Entwicklung und Rüstung"), epd-Entwick-
lungspolitik, (1984) 2, S. e.

1) Hierzu und zum folgenden V. Matthies, Sicher-
heitspolitik und Dritte Welt, in: Gegenwartskunde,
(1983) 2, S. 173—184.
) Hierzu E. A. Kolodziej/R. E. Harkavy (Eds.), Secu-
rity Policies of Developing Countries, Lexington
(Mass.)—Toronto 1982.

sondere für die industriellen und nuklearen
Schwellenländer, die als neue Regionale Vor-
mächte oder Mittelmächte die althergebrach-
te Vorherrschaft der klassischen Mächte auf-
brechen möchten3). „Theoretisch läßt sich
diese Entwicklung als Übergang von einer
duopolistisch bzw. oligopolistisch geprägten
Sicherheitsstruktur zu einem multipolaren
Weltsystem erfassen, in dem die Chancen auf
unilaterale Kontrollierbarkeit und Steuerung
von Konflikten ständig sinken."4) Im Rahmen
dieser Lockerung der überkommenen oligar-
chischen Weltordnung betreiben die Länder
der Dritten Welt zunehmend eigenständige
Sicherheitspolitiken, sei es auf einzelstaatli-
cher, nationaler Ebene oder sei es auf der
Ebene regionaler Sicherheitsgemeinschaften.
Die Definition von Sicherheit und die Formu-
lierung von Sicherheitspolitiken erfolgt dabei
durch Herrschaftsgruppen, deren Legitima-
tionsgrad und Stabilitätsgrundlage oftmals
nicht sehr hoch und festgefügt sind. Bedroht
werden diese Gruppen in ihrer eigenen Ge-
sellschaft durch konkurrierende Elite-Frak-
tionen, durch unterprivilegierte Klassen und
unzufriedene ethnische Minderheiten. Sicher-
heit, besonders die Innere Sicherheit, bedeu-
tet daher die Absicherung der Vorherrschaft
dieser Gruppen und ihres staatlichen Macht-
apparates gegenüber solchen Bedrohungen:
„In dem Maße, in dem in Entwicklungslän-
dern Staat und herrschende Eliten identisch
sind, wird die Sicherheit des Staates zur Si-
cherheit der Eliten und damit eine Funktion
der Herrschaftssicherung."5) Um in diesem
Zusammenhang den Begriff der Sicherheit zu
problematisieren, sollte man somit zwischen
der „Sicherheit des Staates" (= Schutz der



Machtgruppen und des von ihnen besetzten
Staatsapparates vor Putschen, Revolutionen
und Sezessionen) und der „Sicherheit des Vol-
kes" (= Schutz der Bevölkerung insgesamt,

von Teilgruppen der Bevölkerung, von Einzel-
personen vor Unterdrückung, Verfolgung,
Ausbeutung und Vernachlässigung durch den
Staat) unterscheiden6).

II. Sicherheitspolitik in Afrika: Rekolonisierung oder Pax Africana?

Die Problematik „Sicherheitspolitik und
Dritte Welt" soll am Beispiel Afrikas exem-
plarisch erörtert werden. Dabei wird der bis-
her vernachlässigten Subjekt-Perspektive be-
sonderes Gewicht zukommen7).

Afrika geriet in den letzten Jahren verstärkt
in die sicherheitspolitischen Schlagzeilen:
Gekennzeichnet durch Rohstoffreichtum (u. a.
strategische Rohstoffe wie Erdöl, Uran und
Chrom), vielfältige innere und äußere Kon-
flikte (u. a. Westsahara, Tschad, Horn von
Afrika, Zaire/Shaba-Provinz, Südliches Afri-
ka), seine geopolitische Lage zwischen Atlan-
tik und Indik mit wichtigen Transport- und
Verbindungslinien (Kaproute, Suezkanal)
wurde der afrikanische Kontinent in der
zweiten Hälfte der siebziger Jahre vielfach

zum Objekt raumfremder Interventionen
(UdSSR und Kuba in Angola und Äthiopien;
die westlichen Länder Belgien, Frankreich
und USA in Zaire und im Tschad) und zum
Schauplatz eines verschärften Ost-West-Kon-
flikts. In Erinnerung an die koloniale Auftei-
lung Afrikas im 19. Jahrhundert sprachen
manche Beobachter in diesen Zusammenhän-
gen schon von einer „Neuen Balgerei um Afri-
ka" und von einer tendenziellen Rekolonisie-
rung des Kontinents. Demgegenüber stand
die unverkennbare „Krise der OAU", also der
afrikanischen Staatenorganisation, die als kol-
lektives Sicherheitssystem zur Erhaltung von
Einheit und Frieden sowie zur Lösung von
Problemen ohne Einmischung von außen ge-
gründet worden war (Pax Africana, Afrika den
Afrikanern!).

III. Afrikas Stellung im internationalen System

1. Afrika im Nord-Süd-Konflikt
Im Zuge der europäischen Expansion nach
Übersee und der Ausbreitung des Kolonialis-
mus wurde Afrika in das westlich-kapitalisti-
sche Weltsystem eingegliedert8). Jahrhunder-
telang lag die Bedeutung Afrikas innerhalb
dieses Systems in dem Reichtum seiner Roh-
stoffe begründet (früher z. B. menschliche
Energie in Form von Sklaven, Gold, Elfenbein;
heute z. B. Erdöl, Uran, Kupfer, Chrom). Heute
sind vor allem die erdölexportierenden und
teilindustrialisierten Länder Nordafrikas zu
nennen,- der bedeutendste Erdölexporteur in

Afrika südlich der Sahara: Nigeria; die Viel-
falt der übrigen exportorientierten Ökono-
mien mit ihrer unterschiedlichen Export-
struktur (mineralische Rohstoffe, pflanzliche
Rohstoffe, verarbeitete Waren) sowie das rela-
tiv stark industrialisierte und rohstoffreiche
Südafrika. Doch trotz dieses Reichtums und
seines Wirtschaftspotentials hat Afrika —
verglichen mit Asien und Lateinamerika —
eine eher periphere Position innerhalb der
Weltwirtschaft inne.
Der Kontinent weist nur wenige industrielle
Schwellenländer auf, ist überwiegend agrikul-
turell strukturiert, von der Natur oft benach-
teiligt (Wassermangel, Verwüstung) und weit-
hin unfähig zur Versorgung seiner rasch
wachsenden Bevölkerung mit Nahrungsmit-
teln. „Von der Fläche her ein Riese, ist Afrika
vom Einkommen her ein Zwerg, und ein be-
sonders armer dazu"9): von den 34 Ländern
der Welt, die im Jahre 1981 nur ein Jahres-



Pro-Kopf-Einkommen von bis zu 400 Dollar
verzeichneten, lagen 21 in Afrika, das einen
besonders hohen Anteil an sogenannten
Mangel- und Problemländern (LLDC-Länder
= die ärmsten Länder der Erde, Insel- und
Binnenländer, MSAC-Länder = besonders
hart von der Ölkrise betroffene Länder) auf-
weist , ). Der10 Kontinent hatte auch schwer un-
ter der Weltwirtschaftskrise der letzten Jahre
zu leiden (Rückgang der Pro-Kopf-Einkom-
men, der Rohstoffexporterlöse, der Nahrungs-
mittelproduktion, Zunahme von Verschul-
dung, Dürre- und Hungerproblemen und so-
zialen Spannungen111).)
Der Kolonialismus hinterließ Afrika nicht nur
eine unterentwickelte Wirtschaftsstruktur,
sondern auch ein „balkanisiertes", d. h. in eine
große Anzahl von vielfach kaum lebensfähi-
gen Einheiten aufgesplittertes Staatensystem
(36 Staaten in Afrika südlich der Sahara ha-
ben nur eine Bevölkerung von bis zu 10 Mil-
lionen Einwohnern; zwölf haben sogar nur
weniger als 1 Million). Dieses war zudem
noch durch einen fast völligen Mangel an in-
tra-kontinentalen Kommunikationsstruktu-
ren (Eisenbahnen, Straßen, Nachrichtenver-
bindungen) gekennzeichnet war. Der kolonial
überkommene Staat in Afrika erwies sich in
der Regel als ein „schwacher Staat", weithin
unfähig zur effektiven Regierung, Verwaltung
und Versorgung ) . Die den ehemals kolonia12 -
len Staatsapparat im Zuge der Dekolonisation
besetzenden nationalen Eliten Afrikas rück-
ten vielfach als „Staatsklassen" in die Positio-
nen der Kolonialherren ein und sicherten
sich im Rahmen neokolonialer Abhängig-
keitsverhältnisse durch die Kontrolle des „pe-
ripheren Staates" als Garanten der Exportpro-
duktion ihre Macht- und Herrschaftsbasis.
Zwar bemühten sich afrikanische Regierun-
gen und Staaten in der nachkolonialen Zeit
um eine Diversifizierung ihrer Außen- und
Binnenwirtschaften und um einen Abbau der
historisch überkommenen externen Abhän-
gigkeiten, doch bislang mit nur relativ gerin-
gem Erfolg. Gemeinsam mit anderen Ländern

der Dritten Welt (Bewegung der Blockfreien,
Gruppe der 77, AKP-Staaten) versuchten sie,
Reformen in den Nord-Süd-Beziehungen
(Neue Weltwirtschaftsordnung, EG-Assozi-
ierung: Verträge von Lom) durchzusetzen
und die Süd-Süd-Kooperation auszuweiten 13).
Vor die Alternative „Einheit oder Armut" ge-
stellt14), betrieben die Afrikaner auch eine
„Ökonomie des Panafrikanismus" (1980 OAU-
Aktionsplan von Lagos für kollektive Self-Re-
liance und Entwicklung)15) und förderten die
wirtschaftliche Zusammenarbeit untereinan-
der (Regionale Kooperation und Integration
in vielfältiger Form).

2. Afrika im Ost-West-Konflikt
Infolge seiner wirtschaftlichen und staatli-
chen Schwäche nimmt Afrika auch innerhalb
des internationalen Macht- und Staatensy-
stems eine eher untergeordnete Stellung
ein16). Doch gerade dieses „Macht-Vakuum"
war zusammen mit dem Rohstoffreichtum
Afrikas ) und den politisch-gesellschaftli17 -
chen Wandlungsprozessen in verschiedenen
Regionen des Kontinents der wesentliche
Grund dafür, daß Afrika in den letzten Jahren
zunehmend in den Ost-West-Konflikt einbe-
zogen wurde. Während die Supermacht-Riva-
lität in den sechziger Jahren (von der Kongo-
Krise 1960—1965 einmal abgesehen) relativ
schwach blieb, verschärfte sie sich seit Mitte
der siebziger Jahre zusehends. Die wichtig-
sten Stationen dabei waren der Krieg in An-
gola (Bürgerkrieg und Invasion durch Südafri-
ka) 1975/76 und die damit einhergehenden In-
terventionen der UdSSR und Kubas zugun-
sten der MPLA18), der Ogadenkrieg zwischen
Äthiopien und Somalia 1977/78 und der damit



zusammenhängende Allianzwechsel am Horn
von Afrika (UdSSR von Somalia nach Äthio-
pien, USA von Äthiopien nach Somalia) sowie
die massive militärische Unterstützung des
äthiopischen Revolutionsregimes durch die
Sowjetunion und Kuba19), und schließlich die
sogenannten „Shaba-Krisen" (1977/78 (im Sü-
den des rohstoffreichen Zaire, der ehemaligen
Provinz Katanga des früheren Kongo), in de-
nen wohl zumindest indirekt von Angola, der
UdSSR und Kuba unterstützte bewaffnete
Kräfte durch das militärische Eingreifen west-
licher Staaten (Belgien, Frankreich, USA) zu-
rückgedrängt wurden.
Trotz der in Europa noch anhaltenden Ent-
spannungspolitik trafen seit Mitte der siebzi-
ger Jahre in einer Art von „vorgeschobener
Systemkonkurrenz"20 ) Ost und West in Afrika
aufeinander: die UdSSR, z. T. vertreten durch
Kuba21 ), die USA mit ihren afrikanischen
Stellvertretern (vgl. z. B. Marokkos Rolle in
den Shaba-Krisen!) und mit Frankreich, sozu-
sagen dem „Kuba des Westens" oder dem
„Gendarm der NATO" in Afrika22 ). In den be-
ginnenden achtziger Jahren machte dann die
Entspannungspolitik im Zuge der UdSSR-In-
tervention in Afghanistan, des Reaganismus
in den USA und des Nachrüstungsstreits end-
gültig einem „Neuen Kalten Krieg" Platz, der
sich auch auf die politischen Verhältnisse in
Afrika auswirkte. Durch die neuartige inter-
ventionistische Politik der Sowjetunion (Fä-
higkeit zu weltweit ausgreifender militä-
rischer Machtausübung) sah sich der Westen
in seinem traditionellen Einflußbereich
Afrika herausgefordert. Europäer wie Ameri-
kaner wähnten nunmehr — wohl oftmals
stark dramatisiert — ihre wirtschaftlichen
und geostrategischen Interessen durch den
Zugriff der UdSSR bedroht (u. a. „Verlust" roh-
stoffreicher und geopolitischer Schlüssellän-
der und -regionen wie Südafrika, Zaire,
Tschad, Horn von Afrika; Gefährdung der
Kaproute und der Verbindungslinien im Indi-

sehen Ozean; Störung regionaler Machtbalan-
cen; Destabilisierung pro-westlicher Re-
gime23 ). Die Sowjetunion hingegen betrieb in
Verfolgung eigener strategischer und wirt-
schaftlicher Interessen eine Absicherung und
Stärkung revolutionärer, sozialistischer und
pro-sowjetischer Staaten in Afrika (nament-
lich Angolas, Mozambiques und Äthiopiens),
unterstützte den Befreiungskampf gegen den
Rassismus im Südlichen Afrika (Hilfe für die
SWAPO und den ANC) und intensivierte ih-
ren wirtschaftlichen Austausch mit afrikani-
schen Ländern24 ). Dabei stand sie nicht nur in
Konkurrenz zu westlichen Mächten, sondern
auch in Rivalität mit der VR China.
über Vertragswerke, Wirtschafts- und Mili-
tärhilfe sowie direkte und indirekte Interven-
tionen suchten Ost und West ihre jeweiligen
Einflußbereiche abzusichern und zu festigen
und das gegnerische Lager zu destabilisieren
und zu schwächen. Im Zuge seiner verschärf-
ten Eindämmungspolitik gegenüber der
UdSSR in Afrika vertiefte der Westen (na-
mentlich die USA und Frankreich) seine mili-
tärischen Bindungen an die Staaten Marokko,
Tunesien, Zaire und eine Reihe anderer fran-
kophoner Staaten (die z. T. in Zaire/Shaba als
Stellvertreter westlicher Staaten fungierten),
sowie an Ägypten, Sudan, Kenia und Somalia
(Einbeziehung in die logistische Infrastruktur
für die US-amerikanische Schnelle Eingreif-
truppe) und wertete das eigene strategische
Dreieck mit Israel und Südafrika sowie die
Rolle Südafrikas als anti-kommunistischer
„Wächter am Kap" auf25 ). Konterkariert wer-
den sollte insbesondere der sowjetische Ein-
fluß in Nord-, West- und Zentralafrika (na-
mentlich in Libyen sahen die USA hier einen
sowjetischen Stellvertreter)26 ), im Südlichen
Afrika (Angola, Mozambique) ) und am Horn
von Afrika (Äthiopien, Südjemen) ).



3. Afrika in der Weltmilitärordnung
Im engen Zusammenhang mit der Nord-Süd-
und Ost-West-Konflikt-Formation29 ) fügte
sich Afrika auch in die Weltmilitärordnung
ein. Der Begriff „Weltmilitärordnung" bezeich-
net das weltweite Geflecht von Zusammen-
hängen und Abhängigkeiten in den Bereichen
der Rüstung, der Waffenproduktion und des
Waffenhandels, der Militarisierung und Mili-
tärherrschaft, der militärischen Ausbildung,
der Militärbündnisse und -basen sowie der
Kriegführung30 ).
In dieses Geflecht wurde Afrika insbesondere
in den siebziger Jahren zunehmend einbezo-
gen; doch blieb die Militarisierung des Konti-
nents insgesamt gesehen im Vergleich etwa
zu den Regionen Asiens und Lateinamerikas
immer noch auf relativ niedrigem Niveau31 ).
Allerdings mehrten sich auch in Afrika die
Anzeichen wachsender Militarisierung: Im-
mer mehr und bessere Waffen erreichten den
Kontinent, die Militärausgaben zahlreicher
Staaten stiegen an, afrikanische Armeen nah-
men an Personalstärke zu und differenzierten
sich nach den Waffengattungen des Heeres,
der Luftwaffe und der Marine, die Zahl der
militärischen Staatsstreiche und Militärre-
gime erhöhte sich, inner- und zwischenstaatli-
che Konflikte wurden verstärkt unter Rück-
griff auf militärische Gewalt ausgetragen.
Darüber hinaus wurde der Kontinent häufiger
von raumfremden militärischen Interventio-
nen heimgesucht, und etliche afrikanische
Staaten gingen enge militärpolitische Bindun-
gen mit außerafrikanischen' Mächten des
westlichen oder östlichen Lagers ein.
Während in den sechziger Jahren nur Süd-
afrika und Ägypten waffentechnologisch an-

spruchsvolle Armeen unterhielten und von
Mannschaftsstärke und Ausrüstung her zu ei-
ner regional ausgreifenden militärischen
Rolle in Afrika fähig waren, zogen in den
siebziger Jahren eine Reihe anderer afrikani-
scher Länder nach (u. a. Algerien, Libyen,
Äthiopien, Nigeria, Marokko), indem sie mo-
derne Waffensysteme erwarben (u. a. Kampf-
panzer, Kampfflugzeuge und Lenkwaffen) und
die Ausrüstung und Kampfkraft ihrer Armeen
stetig verbesserten. Als Militärmächte mittle-
ren Ranges folgen diesen Länder wie Tune-
sien, Kenia, Zambia, Mozambique, Sudan, Zai-
re, Tanzania, Uganda und Angola. Dabei blieb
Afrika hochgradig von Rüstungsimporten ab-
hängig; eine beachtliche Rüstungsproduktion
in afrikanischen Ländern gibt es bisher nur in
Südafrika und in Ägypten. Die wichtigsten
Waffenlieferanten Afrikas sind neben den
beiden Supermächten vor allem Frankreich,
die Bundesrepublik Deutschland, Großbritan-
nien, Italien, die Tschechoslowakei und Ju-
goslawien. Als Hauptempfänger sowjetischer
Rüstungsgüter gelten Libyen, Algerien und
Äthiopien, während die Empfänger amerika-
nischer Lieferungen neuerdings namentlich
Marokko, Tunesien, Sudan, Somalia und Ke-
nia sind32 ). Andere Länder wie z. B. Nigeria
haben ihre Bezugsquellen von Waffen hinge-
gen stark diversifiziert. Südafrika arbeitet rü-
stungstechnisch eng mit westlichen Staaten
und mit Israel zusammen33 ). Besonders hohe
Rüstungsausgaben und -importe tätigten in
den letzten Jahren etliche auf dem Welt-
markt Überschüsse erzielende Exporteure
von Mineralien und Erdöl: Südafrika, Nigeria,
Zaire, Marokko, Algerien, Libyen und Zambia,
so daß man in diesen Fällen von einem „Ren-
tier-Militarismus" gesprochen hat34 ). Eine
Reihe afrikanischer Länder unterhielt zudem
enge militärpolitische Beziehungen mit au-
ßerafrikanischen Mächten (u. a. Versorgungs-
einrichtungen für die Flotten und Luftwaffen
dieser Mächte, Abhaltung gemeinsamer Ma-
növer, Stationierung von Militärberatern und
Truppenkontingenten), so z. B. Angola und
Äthiopien mit der UdSSR und Kuba, Ägypten,



Sudan, Kenia und Somalia mit den USA, Dji-
bouti, Gabun, Elfenbeinküste, Senegal und
Togo mit Frankreich35 ).
Ein besonderes Problem im Zusammenhang
mit der Position Afrikas in der Weltmilitär-
ordnung stellt die Frage der Nuklearrüstung
auf dem Kontinent dar. Als Kandidaten für
atomare Schwellenländer gelten neben Süd-
afrika Ägypten, Libyen, Zaire und Nigeria.
Die OAU tritt seit ihrer Gründung gegen die
nukleare Proliferation und für eine „Atomwaf-
fenfreie Zone Afrika" ein; ursprünglich gegen

die Atombombenversuche Frankreichs in der
Sahara gerichtet, wendete sich diese Forde-
rung später gegen die vermutete Atomrü-
stung Südafrikas36 ). Um dieser Herausforde-
rung zu begegnen, haben sich in Afrika politi-
sche und intellektuelle Fürsprecher einer
„Schwarzen Atombombe" hervorgetan (insbe-
sondere der Politikwissenschaftler Ali Maz-
rui)37 ), deren Bau vor allem von Zaire und
Nigeria betrieben werden sollte, um das Nu-
klearpotential Südafrikas konterkarieren zu
können.

IV. Sicherheitspolitische Probleme in Afrika

1. Die innere Sicherheit

Die „Sicherheit des Staates" in Afrika wird
idealtypisch durch drei — oftmals miteinan-
der verschränkte — Probleme gefährdet:
durch die Nichtübereinstimmung von Staat
und Nation, durch Klassenkonflikte, die sich
häufig noch als ethnische Konflikte („Tribalis-
mus") manifestieren, und durch die Machtan-
sprüche rivalisierender Elite-Fraktionen.
Der typische afrikanische Staat ist eine künst-
liche, vom Kolonialismus produzierte „Staats-
nation", jedoch kein — wie in Europa — histo-
risch gewachsener „Nationalstaat"38 ): Die Ge-
sellschaften der afrikanischen Staaten sind
also im Regelfall durch ethnische Heterogeni-
tät und kulturellen Pluralismus gekennzeich-
net, weisen kein „Nationalgefühl" im moder-
nen Wortsinne auf (vielfach noch Vorherr-
schen primärer Bindungen an die ethnische
Gruppe) und bestreiten oftmals — zumindest
in Teilen — die Legitimität des Staates und
seiner Führungsgruppen. Die afrikanischen
Staatsklassen wiederum, die eine „Nationen-
bildung" betreiben wollen, können sich dabei
nur eines „territorialen Nationalismus" auf der
Grundlage kolonialer Grenzen und Verwal-
tungseinheiten bedienen. Jegliche separati-
stisch-sezessionistische Bestrebung einzelner
Bevölkerungsteile bedroht daher nicht nur
die territoriale Integrität des Staates, sondern
auch die Legitimität der Staatsklassen und
die Autorität des staatlichen Machtapparates.
Vor diesem Hintergrund wird erklärbar,

warum in Afrika — und zwar unabhängig von
der sozioökonomischen Ordnung und ideolo-
gischen Orientierung — autoritär-zentralisti-
sche Regime vorherrschen, vielfach in Form
einer Militärherrschaft, durch die am ein-
drucksvollsten die zentralstaatliche Zwangs-
gewalt verkörpert wird. In Verbindung mit
wirtschaftlichen Verteilungskämpfen führten
derartige Widersprüche zwischen Staat und
Nation zu den bisher schwersten und lang-
wierigsten inneren Kriegen in Afrika: Nige-
ria/Biafra (1967—1970), Sudan (1956—1972),
Tschad (1960ff), Kongo/Zaire (Katanga/Shaba,
sechziger und siebziger Jahre), Äthiopien/Er-
itrea (1961 ff)39 ). Diese Sezessionskriege waren
unter dem Blickwinkel der „Sicherheit des
Staates" zugleich auch Anti-Regime-Kriege,
die tendenziell den Zerfall des kolonial über-
kommenen Staates nach sich ziehen konnten,
so wie es sich gegenwärtig im Tschad ab-
zeichnet40 ).
Soziale Konflikte bzw. Klassenkonflikte sind
in Afrika noch häufig mit ethnischen Kon-
flikten verbunden. Unterprivilegierte bzw. un-
zufriedene Bevölkerungsgruppen drücken ih-
ren Protest vielfach in traditionalen ethni-



sehen, kulturellen und religiösen Formen aus:
afrikanische Politiker mobilisieren bei sozia-
len und wirtschaftlichen Verteilungskämpfen
gezielt primäre Loyalitäten — der manifeste
Konflikt stellt sich dann oft als tribalistischer
oder „Stammeskonflikt" dar. Eine Revolution
im klassischen Sinne war die Zerschlagung
des Feudalismus und der kaiserlichen Auto-
kratie in Äthiopien. Ca. 16 Guerillabewegun-
gen führen derzeit nationale und/oder soziale
Befreiungskämpfe gegen afrikanische Regie-
rungen41 ).
Im Kampf um die Kontrolle und Nutzung des
Staatsapparates kam es in Afrika zu zahlrei-
chen Staatsstreichen, Militärputschen und
Regimewechseln, überwiegend handelte es
sich dabei jedoch nur um einen Machtwech-
sel innerhalb der herrschenden Sozialschicht,
also um eine Art von Eliten-Rotation; in man-
chen Fällen (z. B. bei einigen Militärputschen)
aber ließen sich auch revolutionäre Züge bzw.
Elemente des Klassenkampfes erkennen.

2. Die äußere Sicherheit
Die „Sicherheit des Staates" nach außen wird
in Afrika vornehmlich durch drei Probleme
gefährdet: durch die Einmischung afrikani-
scher Staaten in die inneren Angelegenheiten
anderer afrikanischer Staaten, durch Grenz-
konflikte zwischen afrikanischen Staaten und
durch den Konflikt der afrikanischen Staaten
mit dem weißen, rassistischen Minderheiten-
regime im Südlichen Afrika.
Unerwünschte Einmischungen in die inneren
Angelegenheiten afrikanischer Staaten von
Seiten anderer afrikanischer Staaten gab und
gibt es in vielfältiger Form (Unterstützung
von Oppositionsgruppen und Sezessionskräf-
ten, Subversion und Sabotage, offene militäri-
sche Intervention). Bekannte Beispiele sind
u. a. die Einschleusung bewaffneter Kräfte
durch Angola in Zaire 1977/78 (Shaba-Pro-
vinz), die Unterstützung ugandischer Exil-
gruppen durch Tansania und dessen militäri-
sche Intervention gegen, das von Amin be-
herrschte Uganda 1978/79 sowie die Destabi-
lisierungsaktionen Libyens in verschiedenen
afrikanischen Staaten (u. a. in Ägypten, Sudan,
Tunesien) und dessen militärische Interven-
tion im Tschad 1980/81 ff. Das Konfliktpoten-
tial der in der Kolonialzeit willkürlich gezo-
genen afrikanischen Grenzen erwies sich of-
fensichtlich in der nachkolonialen Zeit als

nicht so groß, wie ursprünglich erwartet42 ).
Hierzu trug sicher das Interesse fast aller afri-
kanischen Staatsklassen an stabilen Grenzen
und Territorien ebenso bei wie die Tatsache,
daß nicht die Grenzziehungen als solche
schon Konflikte auslösen. Erst in Verbindung
mit großen grenzüberlappenden ethnischen
Minderheiten, Rohstoffinteressen in umstrit-
tenen Grenzgebieten, politisch-ideologischen
Streitigkeiten, konkurrierenden Ansprüchen
auf regionale Vormachtstellung und strategi-
schen Interessen raumfremder Mächte entfal-
ten unklar delimitierte und demarkierte
Grenzen ihr Konfliktpotential43 ). Da solche
Bedingungen aber in den meisten Fällen
(noch?) nicht gegeben waren, kam es oft nur
zu einem diplomatisch-politischen Konflikt-
austrag oder zu kleineren Grenzscharmützeln
(z. B. Obervolta/Mali, Ghana/Togo, Libyen/
Ägypten, Kenia/Äthiopien); zu militärischen
Grenzkriegen eskalierten Grenzkonflikte nur
in wenigen Fällen (als wichtigste Beispiele
seien genannt: Marokko/Algerien 1963; spä-
ter Westsahara-Konflikt zwischen Marroko
und Algerien/Polisario; Somalia/Äthiopien
1963/64 und 1977/78)44 ).
Um einen Konflikt besonderer Art handelt es
sich bei der Auseinandersetzung der afrikani-
schen Staaten mit dem weißen, rassistischen
Minderheitenregime im Südlichen Afrika.
Hierbei geht es einerseits um die Unterstüt-
zung des Befreiungskampfes schwarzer Gue-
rillabewegungen und Mehrheitsgruppen ge-
gen die Herrschaft der weißen Minderheit
(SWAPO/Namibia, ANC/Südafrika), und an-
dererseits um den Schutz der sogenannten
Frontlinienstaaten (Angola, Mozambique,
Zambia, Zimbabwe, Botswana und Tanzania)
vor südafrikanischen Übergriffen und Vergel-
tungsschlägen. Seit Jahren findet zwischen
Südafrika einerseits und den afrikanischen
Befreiungsbewegungen und Konfliktrandstaa-
ten andererseits ein unerklärter Krieg statt45 ),
der von Guerilla und Anti-Guerilla, Terror



und Gegen-Terror, Subversion, Destabilisie-
rung und Kommandoaktionen sowie Luftan-
griffen gegen rückwärtige Basen der Guerilla
und Flüchtlingslager in den Nachbarländern
bis hin zu großflächigen Invasionen schwarz-
afrikanischer Staaten (Südafrikas Invasion
Angolas 1983) reicht. Wenngleich auch nicht
alle Staaten des afrikanischen Kontinents die-
sen Konflikt als eine physische Bedrohung er-
fahren, so empfinden sie ihn doch zumindest
als psychische Bedrohung und als eine zen-
trale politische Herausforderung. In der süd-
afrikanischen Nuklearrüstung erkennen sie
jedoch zunehmend auch eine sie alle unmit-
telbar betreffende potentielle physische Ge-
fährdung.

3. Raumfremde Interventionen

Eine Bedrohung besonderer Art stellen in
Afrika die raumfremden Interventionen dar.
Diese können von mehr indirekten Einmi-
schungen (etwa in Form von ökonomischer
Einflußnahme, Subversion, Spionage, Destabi-
lisierung) bis hin zu eher direkten militäri-
schen Eingriffen (etwa in Form der Entsen-
dung von Militärberatern, Waffen oder gar
Kampftruppen) reichen46 ). Im Mittelpunkt der
sicherheitspolitischen Besorgnisse steht aller-
dings in Afrika die militärische Intervention.
Hierzu ist zunächst anzumerken, daß sich die
afrikanischen Staaten kollektiv (im Rahmen
der OAU) grundsätzlich gegen raumfremde
Interventionen ausgesprochen haben. Doch
unterhalb dieser gesamtafrikanischen, kollek-
tiv gesetzten Norm, raumfremde Interventio-
nen als unerwünschten und unzulässigen Ein-
griff in die inneren Angelegenheiten des afri-
kanischen Kontinents abzuweisen, stellt sich
das Problem differenzierter dar.
Denn die Mehrzahl raumfremder Interventio-
nen wurde von einzelnen oder Gruppen afri-
kanischer Staaten durchaus für erwünschte

und zulässige Eingriffe gehalten. Bei vielen
Interventionen wirkten auch push- und pull-
Faktoren zusammen: Während die raumfrem-
den Mächte ihre jeweiligen Interessen im
Rahmen des Nord-Süd- und Ost-West-Kon-
flikts abzusichern und etwaige „Macht-Va-
kuen“ auszufüllen trachteten, zogen afrikani-
sche Staaten vielfach eben diese Mächte poli-
tisch bewußt und gezielt in ihre inneren und
äußeren Konflikte hinein. Raumfremde Inter-
ventionen sollten auswärtige Feinde ab-
schrecken oder regionale Machtbalancen aus-
tarieren (z. B. UdSSR und Kuba in Äthiopien
gegen Somalia oder in Angola gegen Südafri-
ka; Frankreich und USA im Tschad gegen Li-
byen) oder die staatlichen Machtgruppen ge-
genüber innerer Opposition und Sezessions-
bestrebungen absichern (z. B. Belgien, Frank-
reich und USA in Zaire, Frankreich in etli-
chen frankophonen Staaten, die UdSSR in
Äthiopien). In manchen Fällen beteiligten
sich gar afrikanische Länder indirekt als
„Stellvertreter" raumfremder Mächte an sol-
chen Interventionen (z. B. Marokko und eine
Anzahl frankophoner Staaten im Rahmen der
westlichen Stabilisierung des Mobutu-Regi-
mes in Zaire/Shaba). Derartige Interventio-
nen — von Ost wie von West — standen
zudem auch durchaus im Einklang mit zentra-
len Normen des afrikanischen Staatensy-
stems (z. B. Anti-Rassismus im Falle des so-
wjetischen Eingreifens in Angola, Wahrung
der territorialen Integrität und Regimestabili-
sierung im Falle des östlichen Eingreifens in
Äthiopien und des westlichen Eingreifens in
Zaire und im Tschad). Nur wenige raum-
fremde Interventionen waren wirklich poli-
tisch unerwünscht und völkerrechtlich unzu-
lässig (z. B. die von Portugal unterstützten
Söldnerangriffe auf Guinea 1970 und auf Be-
nin 1977, der Sturz des Bokassa-Regimes in
der Zentralafrikanischen Republik durch
Frankreich im Jahre 1979).
So stellen sich raumfremde Interventionen
als Sicherheitsproblem afrikanischer Staaten
recht ambivalent dar: Während sie für ein-
zelne oder Gruppen von Staaten sozusagen
Elemente und Instrumente von Sicherheits-
politik sind, die Sicherheit schaffen, erweisen
sie sich allenfalls für die Staaten und politi-
sche Kräfte, gegen die sie gerichtet sind, als
Elemente und Instrumente von Unsicherheit,
die Bedrohungsängste erzeugen und zu Ge-
genreaktionen herausfordern.



V. Sicherheitspolitische Ansätze und Konzeptionen in Afrika

In der Auseinandersetzung mit den eben skiz-
zierten Sicherheitsproblemen entwickelten
die Afrikaner verschiedene sicherheitspoliti-
sche Ansätze und Konzeptionen. Als gesamt-
afrikanisches, kollektives Sicherheitssystem
(ohne die weißen rassistischen Minderheiten-
und Kolonialregime) gründeten die afrikani-
schen Staaten die Organisation für die Ein-
heit Afrikas (OAU). Deren Hauptziel sollte
die Schaffung bzw. Erhaltung von Frieden und
Sicherheit in ganz Afrika sein, also die Her-
beiführung einer „Pax Africana"47 ). Diesem
Ziel dienten zentrale Normen (Beibehaltung
kolonial überkommener Grenzen, Wahrung
der territorialen Integrität, friedliche Streit-
beilegung und Ablehnung raumfremder Inter-
ventionen) ebenso wie die politischen Kon-
zepte der Blockfreiheit und der „Friedenszone
Indischer Ozean" sowie die militärischen Pro-
jekte eines afrikanischen Oberkommandos
(African High Command) und Befreiungsko-
mitees (African Liberation Committee).
Im Bereich der bi- und multilateralen Grup-
pensicherheit kam es in Afrika im Laufe der
Jahre zu einer Vielzahl von Vertragswerken,
Verteidigungspakten und Zusammenschlüs-
sen (u. a. Ägypten/Sudan 1977, Kenia/Äthio-
pien 1963 und 1979, Mozambique/Zimbabwe
1981). An sicherheitspolitisch besonders rele-
vanten Gruppierungen sind vor allem die süd-
afrikanische und westafrikanische Staatenge-
meinschaft SADCC und ECOWAS zu nen-
nen. Auf der nationalen, einzelstaatlichen
Ebene betrieben die afrikanischen Länder
klassische, militärisch abgestützte Sicher-
heitspolitiken nach innen und außen; diesbe-
züglich ist hier das Beispiel Nigerias als einer
aufstrebenden regionalen Vormacht in Afrika
von besonderem Interesse.

1. Die OAU als kontinentales, kollektives
Sicherheitssystem

a) Die „Heilige Allianz" zur Sicherung des
Status quo

Die 1963 gegründete OAU basierte auf einem
konservativen Grundkonsens: „Im Namen des
Panafrikanismus wurde die Erhaltung des ter-
ritorialen Status quo zum Prüfstein der afrika-
nischen Solidarität erklärt und damit eine ge-
genseitige Bescheinigung der Legitimität als
Nationalstaat ausgestellt: Grundprinzipien

waren die Respektierung von Souveränität,
territorialer Unverletzlichkeit und des Rechts
auf unabhängige Existenz sowie die Nichtein-
mischung in innere Angelegenheiten ein-
schließlich der Verurteilung von subversiven
Tätigkeiten gegeneinander und auch die Ver-
pflichtung zur friedlichen Regelung von Kon-
flikten." ) Die konservative48 Grundhaltung
der Mehrheit der afrikanischen Staats- und
Regierungschefs kam am deutlichsten viel-
leicht in der OAU-Grenzresolution von 1964
zum Ausdruck, die sich für die Bewahrung
der kolonial vererbten Grenzen aussprach. Im
Rahmen dieses politisch-normativen Regel-
werks der OAU als einer „Heiligen Allianz"
zur Garantierung der „Sicherheit des Staates"
hatten Sezessionsbestrebungen in Afrika bis-
her kaum eine reale Durchsetzungschance
(vgl. z. B. Biafra, Südsudan, Eritrea) ).49

Der sogenannten Krise der OAU in den be-
ginnenden achtziger Jahren, die sich äußer-
lich an der Westsahara- und Tschad-Frage
festmachte (Nichtzustandekommen der OAU-
Gipfelkonferenz im Jahre 1982), scheint offen-
bar ein Zerbröckeln des ursprünglichen kon-
servativen Grundkonsenses zugrunde zu lie-
gen ).50 Bedingt war dieser Erosionsprozeß
wohl durch eine Veränderung der Zusam-
mensetzung der OAU. Ihr gehörten immer
mehr Mitgliedstaaten an, die ihre Unabhän-
gigkeit nicht durch friedlichen Verfassungs-
transfer, sondern durch Befreiungskämpfe er-
langt (u. a. Angola, Mozambique, Guinea-Bis-
sau, Zimbabwe) und/oder radikale innerge-
sellschaftliche Wandlungen erreicht hatten
(u. a. Revolution in Äthiopien) und der konser-
vativen Staatengruppe ihre mehrheitsbil-
dende Kraft in der OAU zunehmend streitig
machten.

b) Friedliche Streitbeilegung
Artikel III/4 der OAU-Charta schreibt das
Prinzip friedlicher Streitbeilegung fest. Zu



diesem Zweck sah die Charta (Art XIX) die
Schaffung einer „Kommission für Vermitt-
lung, Schlichtung und Schiedssprüche" vor.
Die OAU maß sich also durchaus die Rolle
eines „Konfliktmanagers" zu. Doch erwies sich
in der Praxis, daß ihre Fähig- und Möglichkei-
ten hierzu recht begrenzt waren ). Die
Streitbeilegungs-Kommission wurde kaum in
Anspruch genommen; infol
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ge unzureichender
Autorität, mangelnder Ressourcen und admi-
nistrativ-organisatorischer sowie finanzieller
Schwäche entwickelte die OAU eine nur ge-
ringe Konfliktregulierungskapazität. Hinzu
kam offenbar die Furcht der Organisation, bei
einer zu starken Verwicklung in die Konflikte
ihrer Mitgliedstaaten Partei ergreifen zu müs-
sen und dadurch die mühsam aufgebaute und
erhaltene afrikanische Solidarität zu gefähr-
den. Die OAU beschränkte sich daher weitge-
hend auf einen Abbau akuter Spannungen
(z. B. Feuereinstellung im Falle des äthio-
pisch-somalischen Konflikts von 1964), also
auf eine „Befriedung" von Konflikten, und
wandte dabei sowohl direkte, formelle Me-
thoden (z. B. Resolutionen, die als normative
Restriktionen wirken sollten) als auch indi-
rekte, informelle Methoden (z. B. Bereitstel-
lung eines Forums für Vermittlungsaktionen
und Kontakte, von „Komitees der Guten
Dienste") an, leistete jedoch kaum einen Bei-
trag zu einer dauerhaften Lösung der Konflik-
te ).52 Die Beteiligung der OAU an der friedli-
chen Streitbeilegung vollzog sich dabei mehr
innerhalb der Organisation als durch die Or-
ganisation; sie selbst trat in der Regel nicht
als kollektiver Vermittler in einem Konflikt
auf, sondern beschied sich mit der Förderung
von Vermittlungsbemühungen einzelner afri-
kanischer Staaten oder Staatsmänner. Den-
noch sollte die Rolle der OAU in einzelnen
Konfliktfällen nicht unterschätzt werden (po-
sitive Beiträge leistete sie u. a. in folgenden
Fällen: Algerien/Marokko 1963, Äthiopien/
Somalia 1964, Tanzania/Uganda 1972, Guinea/
Senegal 1971, Obervolta/Mali 1977).
In der Westsahara- und Tschad-Frage hat sich
die OAU bislang redlich, aber vergeblich um
eine friedliche Streitbeilegung bemüht. Im

Zusammenhang mit dieser Frage kam es auch
zu der in der Geschichte der Organisation
bislang ausgeprägtesten Polarisierung inner-
halb der Mitgliedschaft und zu der härtesten
Belastungsprobe der Staatenorganisation.
Symptomatisch für die Schwächen der OAU
als Konfliktmanager war das klägliche Schei-
tern ihrer Friedenssicherungsaktion im
Tschad. Eine Friedenstruppe der OAU, die
von sieben afrikanischen Ländern kontingen-
tiert werden sollte, wurde im März 1982 in
den Tschad entsandt, um dort die Ende 1980
einmarschierten Truppen Libyens zu ersetzen
und eine Feuereinstellung im dortigen Bür-
gerkrieg zu garantieren. Doch Libyen wei-
gerte sich, den Abzug seiner Truppen mit
dem Einrücken der OAU-Truppen zu syn-
chronisieren. Nur drei afrikanische Länder
(Nigeria, Senegal und Zaire) steuerten wirk-
lich Truppenkontingente bei, und aus Mangel
an eigenen Ressourcen mußte sich die OAU-
Friedenstruppe mit der Bitte um technische
und logistische Unterstützung an westliche
Staaten und die Vereinten Nationen wenden.
Bei der neuerlichen Zuspitzung des Bürger-
krieges (Kampf um die tschadische Haupt-
stadt Ndjamena) hielt sich die Truppe zurück
und brach im Juni 1982 ihre Mission ab.

c) African High Command / African Libera-
tion Committee

Der Zweck der OAU ist nach Art. II/1 u. a., die
Souveränität, territoriale Integrität und Unab-
hängigkeit der afrikanischen Staaten zu ver-
teidigen und alle Formen des Kolonialismus
in Afrika zu beseitigen. Zur Erfüllung dieses
Zwecks befaßten sich die Afrikaner immer
wieder mit dem Konzept einer gesamtafrika-
nischen Militärorganisation, die einer doppel-
ten Aufgabe gerecht werden sollte, der Frie-
denssicherung im unabhängigen Afrika einer-
seits und dem Kampf gegen koloniale und
rassistische Minderheitenregime im Südli-
chen Afrika andererseits. Um die Zusammen-
arbeit der afrikanischen Staaten in Militär-,
Sicherheits- und Verteidigungsfragen zu ver-
bessern und um das Konzept eines „African
High Command" (AHC) zu erörtern, gründete
die OAU ein „Verteidigungs-Komitee" (als
OAU-Sonderkommission nach Art. XX). Die
Grundidee eines AHC geht auf die panafrika-
nischen Bestrebungen Kwame Nkrumahs zu-
rück, der sich anläßlich der Kongo-Krise von
1960 für eine gesamtafrikanische Militärorga-
nisation einsetzte. In späteren Jahren wurde
dieser Gedanke, meist im Zusammenhang mit
Krisen und raumfremden Interventionen in



Afrika, in verschiedenen Varianten immer
wieder in die Diskussion eingebracht ).53

Doch schon auf der ersten Sitzung des OAU-
Verteidigungs-Komitees in Accra im Novem-
ber 1963 wurde der ghanaische Plan eines
AHC von den meisten afrikanischen Staaten
mit eben den Argumenten zurückgewiesen,
die im Grunde bis heute gegen die Realisie-
rung eines solchen Plans sprechen: das Miß-
trauen der afrikanischen Staaten untereinan-
der, die Einbuße an staatlicher Souveränität,
die politisch-ideologische Heterogenität
Afrikas, Finanzierungsprobleme, die Mängel
im Bereich der militärischen Logistik und
Kommunikation (Transport-, Nachrichten-
und Versorgungsprobleme), die Unterschied-
lichkeit der afrikanischen Armeen (in Kom-
mandosprachen, Ausbildung, Ausrüstung,
Waffenstandards etc.).
Im Dezember 1971 schlug das OAU-Verteidi-
gungs-Komitee daher vor, anstelle des an-
spruchsvollen AHC eher bescheidenere re-
gionale Verteidigungssysteme in Afrika auf-
zubauen, da die Zeit für ein integriertes, kon-
tinentales Kommando noch nicht reif sei. Ni-
geria sprach sich im Jahre 1972 zumindest für
eine „African Task Force" aus, deren Aufgabe
die Unterstützung der Freiheitskämpfer im
Südlichen Afrika sein sollte; einen ähnlichen
Vorschlag („Collective Intervention Force")
legte 1977 auch der damalige OAU-General-
sekretär vor.
Zu einer Pervertierung des AHC-Konzepts
kam es im Jahre 1978, als im Zusammenhang
mit der zweiten Shaba-Krise Frankreich die
Idee einer „Panafrikanischen Streitmacht"
propagierte, die dann auch unter Mitarbeit ei-
niger frankophoner Staaten Afrikas Wirklich-
keit und im Interesse raumfremder Mächte
zur Stabilisierung des Mobutu-Regimes in
Zaire eingesetzt wurde. Hier stand ein Instru-
ment neokolonialer Einflußnahme gegen die
originäre Idee einer afrikanischen Streit-
macht zur Sicherung und Befreiung des Kon-
tinents.
Zu einer Wiederbelebung der Bemühungen
um die Schaffung eines AHC kam es im Zu-

sammenhang mit der Eskalation des bewaff-
neten Kampfes im Südlichen Afrika im Jahre
1983. Auf seiner 6. Tagung im Januar 1984 in
Accra nahm das OAU-Verteidigungs-Komi-
tee ein Militärprotokoll über die Gründung
einer gesamtafrikanischen Verteidigungsor-
ganisation an und verabschiedete eine „De-
klaration von Accra zur Befreiung und Afrika-
nischen Sicherheit". Zielrichtung dieser Akti-
vitäten sollte die Unterstützung der Befrei-
ungsbewegungen und Konfliktrandstaaten im
Südlichen Afrika sein. Dieser Zielsetzung
hatte sich bereits seit 1963 auch das African
Liberation Committee (ALC), das Befreiungs-
komitee der OAU, verschrieben543 ). Gleich
nach dem Ende der OAU-Gründungskonfe-
renz konstituierte sich das ALC am 25. Juni
1963 in Dar es Salaam. Von Beginn an
herrschte im Komitee ein weitgehender Kon-
sens über die Notwendigkeit des bewaffneten
Kampfes gegen Südafrika, Portugal und Rho-
desien. Das ALC sah seine Aufgabe vor allem
darin, „Volkskriege" zu koordinieren und ein-
heitliche „Fronten" zu bilden; während es da-
bei im Falle Guinea-Bissaus (PAIGC), Mozam-
biques (FRELIMO) und Namibias (SWAPO)
relativ erfolgreich war, gestalteten sich die
Dinge in Angola, Rhodesien und Südafrika
schwieriger (rivalisierende Befreiungsorgani-
sationen).



(Mitgliedschaft in einem multilateralen Bünd-
nis, bilaterales Abkommen, Regionalpakt,
Stützpunkt), wenn diese im Kontext mit Kon-
flikten zwischen Großmächten stehen. Wenn-
gleich auch diese Kriterien durchaus inter-
pretationsfähig blieben, so machte der ver-
schärfte Austrag des Ost-West-Konflikts in
der Dritten Welt es den afrikanischen und
anderen blockfreien Staaten doch zunehmend
schwerer, sich an diesen Kriterien zu orien-
tieren. Hatte noch die OAU-Gründungskonfe-
renz 1963 eine umgehende „Beendigung der
militärischen Besetzung des afrikanischen
Kontinents und die Auflösung von Militärba-
sen" gefordert, so schwächte bereits im näch-
sten Jahr der OAU-Ministerrat auf seiner Sit-
zung in Kairo diese Forderung wieder ab: Er
empfahl eine Auflösung von militärischen
Verpflichtungen „so bald wie möglich" ). Be57 -
reits in den sechziger Jahren hatten verschie-
dene afrikanische Länder durch die Gewäh-
rung von Militärbasen an die USA (z. B.
Äthiopien, Marokko, Libyen) gegen die Krite-
rien von Blockfreiheit verstoßen, da diese Ba-
sen als Teil der amerikanischen Eindäm-
mungspolitik gegenüber der UdSSR durchaus
im Kontext von Großmacht-Konflikten stan-
den. In den siebziger und achtziger Jahren
gingen aus sicherheitspolitischen Gründen
immer mehr afrikanische Staaten militärpoli-
tische Bindungen mit blockgebundenen
Mächten ein (z. B. Äthiopien, Angola, Mozam-
bique mit der UdSSR, Ägypten, Sudan, Soma-
lia mit den USA, etliche frankophone Staaten
mit Frankreich), die offensichtlich im Zusam-
menhang mit dem verschärften Austrag des
Ost-West-Konflikt-s in Afrika standen. Hier-
bei ist festzuhalten, daß es vielfach erst inner-
und zwischenstaatliche Konflikte sowie ge-
zielte Allianz-Politiken afrikanischer Regie-
rungen waren, die den Kontinent immer tie-
fer in den Ost-West-Konflikt verstrickten.

e) Friedenszone Indischer Ozean
Die OAU unterstützte auch das von den
Blockfreien und den Vereinten Nationen seit
Anfang der siebziger Jahre propagierte Kon-
zept einer Stützpunkt-, atomwaffen- und groß-
machtfreien Zone im Indischen Ozean. Durch
den Rüstungswettlauf der Supermächte im In-
dik, den Ausbau der US-Inselbasis Diego Gar-
cia und die militärische Zusammenarbeit zwi-
schen dem Westen, Israel und Südafrika sa-
hen sich insbesondere die afrikanischen An-

rainerstaaten in ihrer Sicherheit bedroht 587 ).
Neben Störungen ihres Seeverkehrs konnten
sie vor allem auch von unerwünschten Einmi-
schungen raumfremder Mächte in ihre inne-
ren Angelegenheiten oder in ihre Auseinan-
dersetzungen mit Nachbarstaaten betroffen
werden. Doch war es gerade das Unvermögen
der Afrikaner, ihre Probleme untereinander
selbst zu lösen, das mit dazu beitrug, die Idee
einer Friedenszone Indischer Ozean immer
unrealistischer erscheinen zu lassen. Ernst-
hafte Verhandlungen zwischen den USA und
der UdSSR in den Jahren 1976/77 über eine
Begrenzung des militärischen Aufbaus in der
Region wurden — im Zusammenhang mit
dem Konflikt am Horn von Afrika — seit Fe-
bruar 1978 wegen der anwachsenden sowjeti-
schen Militärpräsenz in Äthiopien von ameri-
kanischer Seite nicht weiter fortgeführt. Voll-
ends verschärfte sich dann die Supermacht-
Rivalität in der Indik-Region im Gefolge der
sogenannten Doppelkrise um Iran/Afghani-
stan, die auf Seiten der USA den beschleunig-
ten Ausbau von Diego Garcia und den Aufbau
der „Schnellen Eingreiftruppe" zur Folge hat-
te. Solange also afrikanische Anrainerstaaten
in Verfolgung nationaler Sicherheitsinteres-
sen selbst raumfremde Mächte in die Indik-
Region hineinziehen, wird das Konzept der
Friedenszone kaum eine Durchsetzung-
schance haben.

f) Abwehr raumfremder Interventionen
Vor diesem Hintergrund gewinnt die OAU-
Position gegenüber raumfremden Interventio-
nen an Gewicht. Im Grundsatz hat die OAU
eine Art „afrikanischer Monroe-Doktrin" ver-
kündet: „Afrika den Afrikanern". Ihrem Grün-
dungszweck und ihren Zielen nach sollte sie
für eine eigenständige afrikanische Problem-
lösung Sorge tragen und die Einheit, den Frie-
den und die Sicherheit auf dem afrikanischen
Kontinent ohne raumfremde Einmischung be-
fördern (Pax Africana). Zu einer intensiven
Auseinandersetzung der OAU mit dem Pro-
blem raumfremder Interventionen kam es in
den Jahren 1977/78 im Zusammenhang mit
der Präsenz und dem Eingreifen der UdSSR
und Kubas in Angola und Äthiopien sowie



der Rettungsaktion des Westens für Zaire
(Shaba-Krisen) ). Neben dem OAU-Gipfel
vom Juli 1977 in Libreville/Gabun ist hier vor
allem der OAU-Gipfel vom Juli 1978
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in Khar-
tum/Sudan von Bedeutung. Nach scharfen
Debatten, in denen sich pro-westliche und
pro-östliche Staaten gegenseitig beschuldig-
ten, der einen oder anderen raumfremden
Macht die Einmischung in Afrika ermöglicht
zu haben, und das Eingreifen ihrer jeweiligen
Patronagemächte zu rechtfertigen suchten,
verurteilte die Konferenz schließlich jegliche
Politik der Gewalt und Intervention in Afrika
ungeachtet ihrer Herkunftsquelle und stellte
sich allen Plänen zur Rekolonisierung des
Kontinents entgegen 60 ). Ferner hob der Gip-
fel hervor, daß die Verantwortung für die Si-
cherung des Friedens in Afrika ausschließlich
eine Verantwortung der Afrikaner selbst sei,
in die sich keinerlei ausländische Staaten ein-
zumischen hätten.

Eine interessante mittlere Linie zwischen Ost
und West in der Interventionsfrage vertrat
Nigeria. Der nigerianische Staatschef Oba-
sanjo verurteilte die Präsenz der Sowjetunion
und Kubas zwar nicht, doch solle ihr Aufent-
halt nicht zu lange dauern: „Den Sowjets und
ihren Freunden sollte ich sagen, daß, obwohl
sie nach Afrika eingeladen worden seien, um
im Befreiungskampf und bei der Konsolidie-
rung nationaler Unabhängigkeit zu helfen, sie
dennoch ihre Aufnahme nicht überstrapazie-
ren sollten. Afrika wolle nicht das eine kolo-
niale Joch abwerfen, um sich dafür ein ande-
res wieder aufzuladen." ) Andererseits kriti61 -
sierte Obasanjo, ohne allerdings die Namen
der beteiligten Staaten zu nennen, die westli-
chen Fallschirmjäger-Einsätze in Zaire/Shaba
als für Afrika unakzeptable Aktionen im Stile
der Kanonenboot-Diplomatie des 19. Jahrhun-
derts. Zugleich machte er auch das Dilemma
deutlich, in dem sich Afrika angesichts raum-
fremder Interventionen befindet: „Wir afrika-
nische Führungsgruppen müssen auch erken-
nen, daß wir die ausländischen Mächte nicht
bitten können, uns in Ruhe zu lassen, wäh-
rend es in den meisten Fällen unsere eigenen
Handlungen sind, die diese Mächte mit einer
Entschuldigung für ihre Einmischung in un-
sere Angelegenheiten versehen."

Wenngleich die OAU auch wiederholt nor-
mative Restriktionen gegen raumfremde In-
terventionen verhängte, so machen doch die
Brüchigkeit des afrikanischen Staatensy-
stems, die wirtschaftliche und militärische
Schwäche des Kontinents sowie die politisch-
ideologische Spaltung der OAU-Mitglieder
solche Eingriffe von außen immer wieder
wahrscheinlich und möglich.

2. Regionale, kollektive Sicherheitspoliti-
ken in Afrika

a) Die SADCC im Spannungsfeld des Südli-
chen Afrika
Gegenüber der wahrgenommenen Bedrohung
ihrer Sicherheit durch Südafrika schlossen
sich verschiedene Staaten im Südlichen
Afrika zusammen und suchten gegenseitigen
Schutz in der „Southern African Development
Coordination Conference" (SADCC)62 ). Aller-
dings ist die SADCC keine Sicherheitsge-
meinschaft im engeren Sinne, die sich
schwerpunktmäßig mit Militär- und Verteidi-
gungsfragen befaßt, sondern eher eine Grup-
pierung von Staaten, die durch wirtschaftliche
und technische Zusammenarbeit ihre ökono-
mische und infrastruktureile Abhängigkeit
sowie Störanfälligkeit von Seiten Südafrikas
verringern wollen. Die SADCC entstand im
Jahre 1979 durch eine Initiative der fünf
Frontlinienstaaten (Angola, Botswana, Mo-
zambique, Tanzania und Zambia). Ihre erste
Gipfelkonferenz hielt sie im April 1980 unter
Teilnahme von vier weiteren Ländern (Zim-
babwe, Lesotho, Malawi und Swaziland) in Lu-
saka ab.

Der politische Grundkonsens der SADCC be-
ruht auf der gemeinsamen Wahrnehmung ei-
ner Bedrohung von Seiten Südafrikas, auf der
Ablehnung der rassistischen Apartheid-Poli-
tik und auf dem gemeinsamen Interesse der
Mitglieder, ihre wirtschaftliche Abhängigkeit



von Südafrika abzubauen. Unter dieser Ziel-
setzung erstreckt sich die Zusammenarbeit
der SADCC-Länder vor allem auf das Ver-
kehrswesen, die Industrie und die Landwirt-
schaft. Dabei wird die SADCC von westlichen
Staaten maßgeblich unterstützt, die mit dieser
Hilfe einer stärkeren sowjetischen Einfluß-
nahme in der Region vorbeugen möchten.
Ob die SADCC auf Dauer ohne eine intensi-
vere militärische und sicherheitspolitische
Kooperation auskommen kann, steht dahin.
Einzelne Mitgliedstaaten haben bereits, um
den akuten militärischen Druck in einer wirt-
schaftlich schwierigen Lage zu mildern, bila-
terale Verhandlungen mit dem Erzfeind Süd-
afrika geführt (Waffenstillstand zwischen
Südafrika und Angola sowie Sicherheitsab-
kommen zwischen Südafrika und Mozam-
bique vom Februar 1984).

b) Die ECOWAS im Spannungsfeld zwischen
regionaler Vormacht (Nigeria) und raum-
fremder Macht (Frankreich)

Wie die SADCC so entstand auch die „Econo-
mic Community of West African States"
(ECOWAS) als Wirtschaftsgemeinschaft63 ).
1975 wurde sie auf Initiative Nigerias und To-
gos unter Einbeziehung von 16 Staaten, vier
anglophonen (Ghana, Gambia, Sierra Leone,
Nigeria), neun frankophonen (Benin, Elfen-
beinküste, Guinea, Mali, Mauretanien, Niger,
Senegal, Obervolta, Togo), zwei lusophonen
(Guinea-Bissau, Kapverden) und Liberia, in
Lagos gegründet, um die regionale Koopera-
tion in Westafrika voranzutreiben. Sechs fran-
kophone Staaten (Elfenbeinküste, Obervolta,
Niger, Mali, Senegal, Mauretanien) sind dabei
zugleich Mitglied in der bereits 1973 gebilde-
ten „Communaut des Etats de IAfrique de
lOuest" (CEAO), die wirtschaftlich und sicher-
heitspolitisch eng mit Frankreich verbunden
ist. Infolge unterschiedlicher kolonialer Ver-
mächtnisse, Entwicklungsstrategien, Zugehö-
rigkeiten zu Währungszonen und Größe so-
wie Ressourcenausstattung weist die ECO-
WAS erhebliche Ungleichgewichte auf; vom
Wirtschafts- und Militärpotential her kommt
Nigeria eindeutig ein Übergewicht zu.
Im Unterschied zur SADCC begnügte sich die
ECOWAS jedoch nicht allein mit der Wirt-
schaftskooperation, sondern verstärkte auch
ihre sicherheitspolitische Zusammenarbeit64 ).

Verschiedene Grenzkonflikte in der Region
(u. a. Mali/Obervolta 1974/75, Ghana/Togo
1976, Senegal/Guinea-Bissau 1976), der An-
griff von fremden Söldnern auf Benin 1977
sowie das allgemeine Mißtrauen namentlich
der frankophonen Staaten (Senegal) gegen-
über einer regionalen Vormachtrolle Nigerias
führten im Jahre 1978 zunächst zu der An-
nahme eines Nicht-Angriffs-Abkommens und
dann im Mai 1981 (ECOWAS-Gipfeltreffen in
Freetown) zu dem Abschluß eines regelrech-
ten Verteidigungspaktes. Der Pakt (dessen
Ratifizierung durch einige Mitglieder aller-
dings noch ausstehen soll) richtet sich im we-
sentlichen gegen drei Bedrohungen: gegen
Aggressionen von Nichtmitgliedstaaten, ge-
gen gewaltsamen Konfliktaustrag zwischen
Mitgliedern (= Friedenssicherungs-Funktion)
und gegen von außen geschürte Konflikte in-
nerhalb von Mitgliedstaaten. Als Instrumente
des Paktes sollen die aus Einheiten der Mit-
gliedstaaten zusammengesetzten Gemeinsa-
men Streitkräfte der Gemeinschaft („Allied
Forces of the Community"/AAFC), ein Vertei-
digungsrat der Außen- und Verteidigungsmi-
nister sowie eine Verteidigungskommission
der Stabschefs dienen.
Die praktisch-politische Bewährungsprobe
der ECOWAS als Sicherheitsgemeinschaft
steht noch aus. Verschiedene Probleme lassen
Skepsis darüber aufkommen, ob der Verteidi-
gungspakt wirklich effektiv funktionieren
kann. Ähnlich wie bei dem Projekt eines
„African High Command" ermangelt es auch
der ECOWAS an einheitlicher militärischer
Tradition, Ausrüstung und Bewaffnung sowie
an leistungsfähiger militärischer Logistik und
Kommunikation. Auch die Finanzierung ge-
meinsamer Einrichtungen und Aktionen muß
geregelt werden. Die frankophonen Staaten
der CEAO, die 1977 einen Nichtangriffspakt
untereinander abschlossen, mißtrauen Nige-
ria, unterhalten enge militärpolitische Bezie-
hungen mit Frankreich und sehen in der
ECOWAS nur eine sicherheitspolitische Op-
tion neben anderen. Als politisch delikat und
schwer durchsetzbar erscheinen auch Ein-
griffe von ECOWAS-Truppen in die inneren
Konflikte von Mitgliedstaaten.

3. Nationale, individuelle Sicherheitspoliti-
ken in Afrika: Nigeria als aufstrebende
regionale Vormacht?

Nigeria weist die typischen Merkmale einer
regionalen Vormacht auf: Es verfügt über ein
enormes Wirtschaftspotential (Erdölökono-



mie), stellt eine beeindruckende Militärmacht
dar und hat den politischen Willen, regiona-
len Einfluß auszuüben65 ). Allein schon von
seiner Größe und Bevölkerungszahl (die
Schätzungen liegen zwischen 80 und 100 Mil-
lionen Menschen) her scheint dem Land in
Afrika eine Vorrangstellung zu gebühren.
Seit 1970 übernahm der Erdölsektor eine
Schlüsselfunktion für die nigerianische
Volkswirtschaft (Anteil am BIP 20%, an den
Exporterlösen 90%, an den Staatseinnahmen
80%). Die bis 1980 erzielten hohen Einnahme-
überschüsse nutzte das Land zur Finanzie-
rung umfassender Investitionsprogramme in
Infrastrukturbereichen wie Verkehr, Energie-
versorgung, im Bereich der Verwaltung, der
Verteidigung, zum Bau der neuen Hauptstadt
Abuja, zum Ausbau des Bildungswesens so-
wie zur Diversifizierung der Industrie (Auf-
bau von Grundstoffindustrien). Demgegen-
über blieb die Landwirtschaft, von der noch
bis zu zwei Drittel der Bevölkerung abhängen,
vernachlässigt; die landwirtschaftliche Pro-
duktion ging in den siebziger Jahren zurück,
so daß Nigeria zu steigenden Nahrungsmit-
telimporten gezwungen war. Der ölboom
hatte nicht nur ein sich vertiefendes Stadt-
Land-Gefälle zur Folge, sondern auch sich
verschärfende soziale Spannungen in den
städtischen Regionen.

Die Armee Nigerias ist mit weit über 100 000
Mann und einem zunehmend moderner wer-
denden Waffenarsenal (Panzerfahrzeuge und
Panzer, Kampfflugzeuge und Kampfschiffe)
eine der größten und kampfstärksten Militär-
organisationen des Kontinents66 ). Die Ausrü-
stung von Luftwaffe und Marine mit verbes-
serten Transport- und Landungskapazitäten
soll sie offenbar zu effektiven Einsätzen im
regionalen Umfeld befähigen. Die Militäraus-
gaben des Landes stiegen von 1,14 Mrd. US-
Dollar im Jahre 1971 auf 2,24 Mrd. US-Dollar
im Jahre 1980 an67 ).

Die Innere Sicherheit Nigerias wird vom
Trauma des Bürgerkrieges von 1967 bis 1970
(Biafra-Sezessionskrieg) beherrscht. Bis heute
fürchten die Führungsgruppen des ethnisch-
kulturell heterogenen Landes (Hausa/Fulbe,
Yoruba, Ibo und zahlreiche Minderheitenvöl-
ker) nichts mehr als einen neuerlichen Bür-
gerkrieg und einen dadurch bedingten Zerfall
des Staates. Nicht zuletzt deshalb wohl griff
als Garant der territorialen Integrität und na-
tionalen Einheit auch immer wieder das Mili-
tär in die nigerianische Politik ein und über-
nahm die Staatsgeschäfte (1966, 1975 und
1983). Doch wird Nigeria neuerdings auch von
religiös stimulierten Unruhen im islamischen
Norden heimgesucht (1980 in Kano, 1982 in
Kano, Maiduguri, Bauchi, Kaduna) und — an-
gesichts der seit einigen Jahren verschlech-
terten wirtschaftlichen Situation — auch von
potentiellen Klassenkonflikten bedroht.
In seinem regionalen Umfeld übte Nigeria in
den siebziger Jahren verstärkten wirtschaftli-
chen und militärischen Einfluß aus. An öko-
nomischen Instrumenten standen ihm hierbei
die ECOWAS sowie bi- und multilaterale Ent-
wicklungshilfeleistungen zur Verfügung. Mi-
litärisch strebte das Land eine friedensstif-
tende Ordnungsmachtrolle an, namentlich im
Tschad-Konflikt. Hierbei konkurrierte Nige-
ria sowohl mit Libyen als auch mit Frank-
reich. Doch weder die Entsendung einer In-
terventionstruppe im Jahre 1979 noch die
mehrmaligen Ansätze zur Streitschlichtung
zwischen den Bürgerkriegsparteien und die
Beteiligung an der OAU-Friedenstruppe von
1982 verschafften Nigeria den gewünschten
Erfolg.
Gegenüber raumfremden Mächten und ge-
genüber Südafrika vollzog das Land in den
siebziger Jahren einen Wechsel von einer
eher konservativen und nach innen gerichte-
ten Haltung zu einer eher nationalistischen
und pan-afrikanischen Politik68 ). Nach seinen
negativen Erfahrungen mit dem Westen im
Bürgerkrieg (Frankreich unterstützte Biafra,
die USA und Großbritannien verweigerten
die gewünschten Waffen, so daß sich Nigeria
an die UdSSR wandte) diversifizierte es seine
Außen- und Rüstungsimportbeziehungen (u. a.
beträchtliche Rüstungsimporte aus der So-
wjetunion)69 ). Selbstbewußt und politisch ge-



zielt setzte Nigeria auch seine auf dem Welt-
markt begehrte Ressource ein und betrieb
eine erfolgreiche „Erdöldiplomatie"70 ): Gegen
das Interesse der USA (einem der Hauptab-
nehmer nigerianischen Erdöls) und Süd-
afrikas führte das Land nach dem Militär-
putsch von 1975 in Afrika eine von Erfolg
gekrönte Kampagne für die Anerkennung der
MPLA-Regierung in Angola durch und trat
für eine positive Würdigung der sowjetisch-
kubanischen Intervention im Südlichen
Afrika ein. Ferner verhängte Nigeria ein Erd-
ölembargo gegen Südafrika und vollzog im
Jahre 1979 die Nationalisierung von BP, als
diese versuchte, das Embargo zu umgehen. In-
nenpolitisch wird in Nigeria seit geraumer
Zeit debattiert, ob sich das Land — nicht zu-

VI. Zusammenfassung

Die vorstehende Darstellung führt zu insge-
samt eher ernüchternden Einsichten: Die
Afrikaner haben bislang allenfalls erste, be-
scheidene Grundelemente einer eigenständi-
gen Sicherheits- und Friedensordnung zusam-
mengefügt. Eine Pax Africana kam nicht zu-
stande, eine sicherheitspolitische Gipfelkon-
ferenz der OAU etwa analog zu dem OAU-
Wirtschaftsgipfel von Lagos 1980 fand nicht
statt. Die Gründe für diese desolate Situation
liegen wohl in den gesellschaftlichen und
staatlichen Strukturproblemen Afrikas
ebenso begründet wie in der wirtschaftlichen
Unterentwicklung und militärischen Schwä-
che des Kontinents. Den afrikanischen Füh-
rungsgruppen lag — aus kurzsichtigen Eigen-
interessen — die „Sicherheit des Staates" mei-

letzt als Gegengewicht gegen die südafrikani-
sche Atomrüstung — auf ein Nuklearpro-
gramm einlassen solle; zumindest die Option
auf einen Nuklearstatus wollen sich die Nige-
rianer wohl offenhalten71 ).
Nicht zuletzt die schwere Wirtschaftskrise
der letzten Jahre (Rückgang der Erdöleinnah-
me, Zunahme der Verschuldung) machte al-
lerdings die Brüchigkeit des nigerianischen
Anspruchs auf regionale Vormachtstellung in
Afrika deutlich72 ). Bei all seinen realen und
potentiellen Vorzügen wird Nigeria daher auf
Sicht wohl eher seiner Positur nach eine Vor-
rangstellung einnehmen. Militärisch (zumin-
dest gegenüber Südafrika) sowie politisch und
wirtschaftlich bleibt Nigeria jedoch ein „zahn-
und klauenloser Löwe"73 ).

stenteils mehr am Herzen als die „Sicherheit
des Volkes". Auf einer internationalen Konfe-
renz über „Afrika und die Großmächte" in Ife/
Nigeria im Jahre 1983 schloß der nigeriani-
sche Wissenschaftler Aluko seinen Vortrag
mit der provozierenden, aber leider nicht un-
begründeten These, daß „Afrika reif für eine
Rekolonisierung durch die großen Industrie-
staaten würde", wenn es dem Kontinent nicht
gelänge, „sein Haus in Ordnung zu bringen,
die OAU in eine Position der Stärke zurück-
zuversetzen, innerstaatliche und zwischen-
staatliche Konflikte zu reduzieren, die oftmals
ernsthafte Sicherheitsprobleme aufwerfen"74 ).



Winrich Kühne

Sowjetische Einflußsuche und westliche Sicherheit:
Das Beispiel Afrika

Look again: It's the West that's strong, Moscow that's weak!
Lord Carrington, ehern, britischer Außenminister

I. Einleitung

Die Angst vor einem Dritten Weltkrieg und
der nuklearen Vernichtung ist in Europa in
den letzten Jahren zu einem dominierenden
Thema geworden. Verständlicherweise ist
diese Diskussion ganz auf die für die Euro-
päer unmittelbar wahrnehmbare Auf- bzw.
Nachrüstungsfrage konzentriert. Kriege bre-
chen aber nicht allein durch Rüstung aus, son-
dern durch ein kompliziertes Zusammenwir-
ken von Rüstungsverhalten und mangelnder
Konfliktkontrolle bzw. falschem Umgang mit
Konflikten. Carl Friedrich von Weizsäcker,
seit Jahren einer der eindringlichsten Warner
vor der Gefahr eines Atomkrieges, hat kürz-
lich ausgeführt, daß angesichts des „Hegemo-
niekonflikts zwischen Amerika und Rußland"
das „wachsende Konfliktpotential der Dritten
Welt" einer der Hauptgründe seiner großen
Besorgnis über den Ausbruch eines Atom-
krieges sei ).1

Ausgelöst durch tiefgreifende sozio-kulturel-
le Modernisierungskrisen (Iran) und massive
ökonomische Notlagen, werden gewaltsame
Umstürze und andere Formen der politischen
Instabilität auch in diesem Jahrzehnt ein be-
herrschendes Element der Politik in verschie-
denen Teilen der Dritten Welt sein. Zahlrei-
che Länder Schwarzafrikas, über zwanzig an
der Zahl, befinden sich hinsichtlich ihrer
Nahrungsmittelversorgung in einer dramati-
schen Lage, deren Auswirkungen auf die Sta-
bilität ihrer politischen Systeme sich gegen-
wärtig nur schwer abschätzen lassen. Ganz
generell wird die Unruhe, die die Dritte Welt
in den zurückliegenden Jahren gekennzeich-
net und dort zu über 100 Kriegen seit 1945
geführt hat, eher zu- als abnehmen. Das be-
deutet global-politisch natürlich ein großes
Element der Unsicherheit. (Die Tatsache, daß
fast alle Kriege nach dem Zweiten Weltkrieg
in der Dritten Welt geführt wurden, bedeutet

nicht, daß die Entwicklungsländer die aus-
schließlich Verantwortlichen für diese Kriege
waren ).)2

Europa steht also, verkürzt ausgedrückt, in
der Gefahr, Opfer einer nuklearen Auseinan-
dersetzung zu werden, die ihren Anlaß nicht
in einem europäischen Konflikt hat. Um das
zu verhindern, muß die Frage des Umgangs
mit den Konflikten der Dritten Welt daher
heute neben der Rüstungsfrage in den sicher-
heitspolitischen Untersuchungen in den Vor-
dergrund gestellt werden. Sowohl in der Frie-
densbewegung als auch bei einigen Militär-
strategen ist dieser Zusammenhang zu sehr
aus dem Blickfeld geraten.
Konflikte sind vor allem dann schwer zu kon-
trollieren, wenn sie von der einen oder ande-
ren Seite als unmittelbare Bedrohung für le-
benswichtige Interessen begriffen werden.
Der Zwang, schnell zu reagieren, nimmt zu
und damit die Gefahr von Fehlverhalten und
Überreaktionen, die den Konflikt eskalieren
und außer Kontrolle geraten lassen. Aufgrund
des ideologisch prinzipiell antagonistisch de-
finierten Beziehungsverhältnisses besteht im
Ost-West-Verhältnis zudem ein Klima, das
Überreaktionen begünstigt.
Die Frage, ob sich ein Land und seine Regie-
rung bedroht fühlt, ist — wie jeder Sicher-
heitspolitiker weiß — in wesentlichen Teilen
eine Frage der Wahrnehmung. Wissenschaft-
liche Analysen haben belegt, in welchem
Maße diese von subjektiven und auch irratio-
nalen Faktoren beeinflußt wird ). Nur in
zweiter Linie ist das Gefühl der Bedrohung

3

zumeist Folge einer differenzierten Analyse
der Wirklichkeit. Das gilt in ganz besonderem
Maße für die Wahrnehmung der Gefährdung
westlicher Interessen in der Dritten Welt.



Denn den meisten Menschen und Politikern
in der westlichen Welt ist, wie übrigens ähn-
lich in den Ostblockstaaten, die sogenannte
Dritte Welt eine in ihren sozialen und politi-
schen Zusammenhängen nach wie vor ziem-
lich unbegreifliche Welt. Zwar sind Konflikte
und Gewalt in den Entwicklungsländern ein
beliebtes Medienthema. In den Nachrichten
des Fernsehens verkürzen sie sich aber recht
häufig zu einem mit Faszination und Abscheu
gleichermaßen angeschauten einseitigen
Konglomerat von Instabilitäten, Putschen,
Krisen und Kriegen, das auf den mit dem All-
tag in den Entwicklungsländern nicht ver-
trauten Bürger nur bedrohlich wirken kann.
Zweifellos trägt die sowjetische Politik durch
ihre weltrevolutionäre Propaganda und ihre
geringe Transparenz im Hinblick auf die Ent-
scheidungsprozesse im Kreml nachhaltig
dazu bei, daß man über ihre längerfristigen
Absichten nur das Schlimmste befürchten
kann. Angebliche Äußerungen Lenins, daß
der Weg nach Europa über Afrika führe, und
Prahlereien Chuschtschows „to bury the
West" in der Dritten Welt spielen heute in
vielen westlichen Abhandlungen über die Ge-
fährlichkeit des sowjetischen Vorgehens eine
prominente Rolle.

Die erste Voraussetzung für eine vernünftige
Friedens- und Sicherheitspolitik der westli-
chen Staaten in der Dritten Welt ist daher,
auf eine differenzierte Wahrnehmung der Be-
drohung westlicher Interessen durch sowjeti-
sche Aktivitäten in den Entwicklungsländern
hinzuarbeiten. Dazu soll nachfolgend am Bei-
spiel Afrikas ein Beitrag geleistet werden. Be-
drohung der Kap-Route, Unterbrechung der
Rohstoffversorgung, Einordnung Angolas,
Äthiopiens und Mozambiques als Satelliten
des Ostblocks sind immer wieder zu hörende
Stichworte einer undifferenzierten Bedro-
hungswahrnehmung. Denn tatsächlich gibt es
auch zu Anfang der achtziger Jahre, nach fast
drei Jahrzehnten sowjetischer Afrika-Politik,
keine ernsthafte Bedrohung lebenswichtiger
westlicher Interessen in diesem Teil der Welt
durch die Sowjetunion und ihre Verbündeten.
Die Sowjetunion befindet sich vielmehr in ei-
ner defensiven Phase und muß um ihre in frü-

heren Jahren gewonnenen Positionen sogar
fürchten. Zu dieser nüchternen Einschätzung
der Erfolgschancen sowjetischer Einflußsuche
in Afrika ist nicht nur kürzlich eine umfang-
reiche deutschsprachige Untersuchung ge-
langt4), sondern auch in verschiedenen ameri-
kanischen Veröffentlichungen der letzten
Jahre ist eine derartige Einschätzung nachzu-
lesen5 ).
Nachfolgend wird ausgeführt, wie es zu dieser
nüchternen, von der Politik der Regierung
des einen oder anderen westlichen Landes
abweichenden Einschätzung kommt. Sie be-
ruht nicht darauf, wie von Experten aus dem
militärstrategischen Bereich häufig vermutet
oder behauptet wird, daß die expansiven Nei-
gungen des sowjetischen Systems übersehen
werden. Diese sind in der Tat vorhanden, mo-
difizieren sich in der Praxis aber beträchtlich.
Gerade in der sowjetischen Afrikapolitik be-
steht eine gewaltige Kluft zwischen den vom
System postulierten ideologischen Zielen und
der Fähigkeit, sie erfolgreich umzusetzen.
Nach 30 Jahren des sowjetischen Engage-
ments steht heute fest, daß die sozio-ökono-
mischen Bedingungen in den Ländern Afrikas
und die Realitäten der Weltwirtschaft eine
äußerst wirksame Barriere gegen einen um-
fassenden, hegemonialen Einfluß der Sowjet-
union in Afrika darstellen. Ihre sicherheitspo-
litische Bedeutung wird, sei es aus Unkennt-
nis oder aufgrund eines professionell defor-
mierten Denkens, in den meisten militärstra-
tegischen Abhandlungen übersehen, die die
Dritte Welt recht unbefangen als ein unbe-
grenztes Feld für sowjetische „power projec-
tion" sehen6).



II. Keine direkten militärischen Eingriffsmöglichkeiten
zur Absicherung des ideologischen Expansionsanspruchs

Das militärische Vorgehen der Sowjetunion
in Ost-Berlin 1953, Ungarn 1956, der CSSR
1968 sowie in Afghanistan im Dezember 1979
hat deutlich gemacht, daß die Möglichkeit zu
einem direkten militärischen Eingreifen Vor-
aussetzung dafür ist, daß Länder mit einem
sozialistischen Weg auf Dauer im Machtbe-
reich der Sowjetunion verbleiben. Die militä-
rischen Rahmenbedingungen sind also ent-
scheidend für die Durchsetzung des in der
Doktrin vom „sozialistischen Internationalis-
mus“ (sog. Breschnew-Doktrin) theoretisch de-
finierten Hegemonieanspruchs. Mit Blick auf
Afrika sind diese Rahmenbedingungen für die
Sowjetunion aber ungünstig. Die große Ent-
fernung von den Heimatbasen und die mili-
tärische Überlegenheit der westlichen Länder
(insbesondere der USA und Frankreichs) an
den Küsten Afrikas und Arabiens bedingen,
daß die für den Einsatz und Nachschub der
östlichen Truppen lebenswichtigen See- und
Luftverbindungen äußerst unsicher sind und
jederzeit unterbrochen werden können, ganz
anders als es beim sowjetischen Einmarsch in
Afghanistan der Fall war. Außerdem wäre der
Einsatz östlicher Truppen davon abhängig,
daß verschiedene blockfreie Länder den so-
wjetischen Transporten auf dem Weg nach
Afrika Passage-, Überflug- und Zwischenlan-
derecht gewähren. Die Bereitschaft dazu dürf-
te, anders als seinerzeit bei dem Vorgehen in
Angola und Äthiopien, gering sein. Denn die
militärische Disziplinierung eines afrikani-
schen Landes ähnlich wie die Afghanistans
stieße auf die entschiedene Ablehnung der
großen Mehrheit der blockfreien Länder.
Angesichts dieser Situation wäre ein Vorge-
hen gegen afrikanische Länder nach dem
Vorbild in Osteuropa und Afghanistan mit Ri-
siken belastet, die aus der Sicht der sowjeti-
schen Führung im Verhältnis zu der begrenz-
ten Bedeutung, die Afrika global-politisch für
sie hat7), viel zu groß sind. Adomeit hat in
einer umfassenden Studie kürzlich nachge-

wiesen, daß es ein Grundmuster sowjetischer
Außenpolitik ist, Expansion nur bei relativ
gut kalkulierbaren Risiken zu betreiben8 ).
Und die gegenwärtig in Afrika stationierten
kubanischen Truppen dürften mit einiger Si-
cherheit nicht ausreichen, um Länder wie An-
gola oder Äthiopien ähnlich wie Afghanistan
militärisch zu disziplinieren — abgesehen
von der Frage, ob Fidel Castro bereit wäre,
kubanische Soldaten zu diesem Zweck einzu-
setzen.
Geschützt also durch die große Entfernung
von der Sowjetunion und daher der Notwen-
digkeit zu umständlichem Luft- und Seetrans-
port, vollziehen sich sozialistische Entwick-
lungen in Afrika unter völlig anderen macht-
politischen Rahmenbedingungen als bei den
Anrainern der Sowjetunion, insbesondere in
den osteuropäischen Staaten. Der Spielraum
für eigenständige politische und ideologische
Entwicklungen ist dementsprechend relativ
groß, mit der Folge, daß Thesen und Doktri-
nen des orthodoxen Marxismus-Leninismus
einem ungleich härteren Test hinsichtlich ih-
rer gesellschaftspolitischen Effizienz und Ak-
zeptanz ausgesetzt sind als im Ostblock. Wer-
den sie diesen Realitäten nicht gerecht, kann
dieses Versagen nicht durch den Einsatz der
Roten Armee kaschiert werden. Das haben
die sowjetischen Politiker bei dem Sturz
Nkrumahs in Ghana 1966 sowie später in
Ägypten, dem Sudan, in Mali, Somalia und
Guinea auf schmerzliche Weise erfahren
müssen. Um Niederlagen nicht als solche er-
scheinen zu lassen, ist östlichen Ideologen
häufig nur eine Anpassung sowjetischer Dok-
trinen an die Realitäten in den Entwicklungs-
ländern geblieben. Das ist auch im großen
Umfang geschehen, wie die amerikanische
Sowjetunion-Expertin Kridl-Valkenier in ei-
nem Buch kürzlich dargestellt hat9 ).



III. Ungünstige sozio-ökonomische Bedingungen
für die ideologische Expansion

Die öffentliche Auseinandersetzung über den
Ost-West-Konflikt in Afrika spielt sich in re-
lativ undifferenzierten Argumentationsmu-
stern ab. Propagandistische Äußerungen des
sozialistischen Lagers, etwa, daß „der Sieg des
Sozialismus im Weltmaßstab unvermeidlich"
sei oder daß sich „das internationale Kräfte-
verhältnis stetig zugunsten des sozialisti-
schen Lagers verschiebe", finden weit mehr
Aufmerksamkeit als differenzierte Feststel-
lungen östlicher Experten über die Schwie-
rigkeiten des Sozialismus in der Dritten Welt.
Diese Experten haben aber Einfluß auf das
praktische Vorgehen der Sowjetunion bzw.
spiegeln das Denken wider, das hinter diesem
Vorgehen steht. Einige von ihnen, wie R. A.
Uljanovskij, stellvertretender Leiter der Inter-
nationalen Abteilung des ZK der KPdSU, sit-
zen an für Planung und Durchführung der so-
wjetischen Afrikapolitik maßgeblichen Stel-
len. Direktor des Moskauer Afrikainstituts ist
A. Gromyko, ein Sohn des sowjetischen Au-
ßenministers.
überwiegend zeichnen sich die Abhandlun-
gen sowjetischer Afrikanisten durch eine er-
staunliche Skepsis hinsichtlich der Erfolgs-
chancen des Marxismus-Leninismus in den
Entwicklungsländern aus, sieht man einmal
von den für östliche Abhandlungen typischen
und aus ideologischen Gründen obligatori-
schen optimistischen Eingangs- und Schluß-
sätzen über den Sieg der Weltrevolution ab.
Führende DDR-Autoren haben sich dieser
Skepsis, wenn auch mit einiger Verzögerung,
angeschlossen ). Sie ist die Folge der er10 -
wähnten Rückschläge in Afrika in den sechzi-
ger und siebziger Jahren und einer intimen
Kenntnis der schwierigen sozio-ökonomi-
schen Bedingungen in den Entwicklungslän-
dern, über die heute die meisten östlichen
Experten verfügen. Es war der erwähnte Ul'ja-
novskij, der 1977 an die Adresse seiner Kolle-
gen und an die Adresse von Marxisten-Leni-
nisten in der Dritten Welt mahnend schrieb:
„Der Punkt ist jedoch, daß es Tendenzen zur
Überbewertung sozialistischer Bestrebungen
in einigen Ländern der Dritten Welt gibt, eine
unkritische Einstellung zu den widersprüchli-
chen Erscheinungen und Prozessen in diesen

Ländern sowie einen naiven historischen Op-
timismus."11 ) Ihm fügte A. Gromyko 1979 —
also nach den sowjetischen Positionsgewin-
nen in Mozambique, Angola und Äthiopien —
hinzu, daß „die sozialen und ökonomischen
Reformen in Algerien, der VR Kongo, Guinea,
Tansania, Angola, Mozambique, Benin, Mada-
gaskar nicht unter der Diktatur der Arbeiter-
klasse und der Führung marxistisch-leninisti-
scher Parteien durchgeführt" werden 12). Alle
sowjetischen Dritte-Welt-Autoren sind sich
daher auch darin einig, daß es in diesen Län-
dern — im Gegensatz zu den osteuropäischen
— noch keine „Unumkehrbarkeit" der revolu-
tionären Prozesse gibt. Das bedeutet im Klar-
text, daß die „Breschnew-Doktrin" für diese
Länder keine Gültigkeit hat. Die Sowjetunion
wird ihre Positionen in Afrika zwar verteidi-
gen, aber nicht mit allen Mitteln. Sie hat dies
im übrigen auch in den Präambeln zu den
Verträgen über Freundschaft und Zusammen-
arbeit mit Angola (Oktober 1976), Mozam-
bique (März 1977), Äthiopien (November 1978)
und der VR Kongo (Mai 1981) indirekt zum
Ausdruck gebracht. Auf Formulierungen, die
im Sinne der Breschnew-Doktrin interpretiert
werden und damit die Sowjetunion unter Um-
ständen zu einem militärischen Eingreifen
verpflichten könnten, wurde verzichtet13).

11) R. A. Uljanovskij, im Vorwort zu: J. Andreyev,
The Non-Capitalist Way — Socialism and the De-
veloping Countries, Moskau 1977, S. 21.
12) Vgl. ausführlicher hierzu W. Kühne, a. a. O.
(Anm. 4), S. 72.
13) Vgl. ebd., S. 215 ff.

Aus der Sicht orthodoxer Marxisten-Lenini-
sten liegt das entscheidende Hindernis für
die Durchsetzung eines genuinen Sozialismus
in den afrikanischen Ländern auf der Hand.
Sie haben bisher noch keine oder nur eine
geringe kapitalistische Entwicklung und In-
dustrialisierung durchgemacht. Das Proleta-
riat ist dementsprechend zahlenmäßig gering
und weist in seiner Zusammensetzung ideolo-
gisch schwer einzuordnende Besonderheiten
auf (z. B. das in Afrika weit verbreitete Wan-
derarbeitertum). Als politische Basis für revo-
lutionäre Regime spielt es, anders als bei der
Oktoberrevolution in der Sowjetunion, jeden-
falls keine bedeutende Rolle. Ausschlagge-
bend sind aus sowjetischer Sicht vielmehr
nicht-proletarische Gruppen, wie insbeson-
dere die Bauernschaft und die sogenannten
Zwischenschichten (Intelligenz, selbständige



Handwerker, Kleinhändler und Gewerbetrei-
bende), die bedingen, daß bestimmte Regime
zwar als „revolutionär" eingestuft werden kön-
nen, aber nicht in einem „proletarischen" und
damit genuin sozialistischen Sinne. Für diese
Regime hat die östliche Terminologie den Be-
griff der „sozialistischen Orientierung" einge-
führt. Das Wort „Orientierung" markiert dabei
eine politisch und ideologisch ganz entschei-
dende Trennungslinie zwischen der gesell-
schaftspolitischen Qualität der revolutionä-
ren Regime im Ostblock und der in der Drit-
ten Welt (Ausnahme in dieser Hinsicht: Kuba,
Vietnam, Laos), die von westlichen Journali-
sten und Politikern gerne übersehen wird.
Uljanovskij schreibt dazu: „In den in der Lite-
ratur anzutreffenden Vorstellungen von der
sozialistischen Orientierung wird diese mit-
unter dem Sozialismus gleichgesetzt. Das ist
eine voreilige Schlußfolgerung, die zur Ideali-
sierung der nationalen Demokratie, zum
übersehen ihrer inneren Widersprüchlich-
keit, zur unkritischen Haltung gegenüber
pseudo-revolutionären Phrasen sowie zum
Verwischen der Grenze zwischen dem sub-
jektiv interpretierten und dem wissenschaftli-
chen Sozialismus führt."14)
Der skandinavische Afrikaforscher A. Aaby
hat den Grundwiderspruch zwischen der Ent-
wicklungsproblematik schwarzafrikanischer
Länder und dem Marxismus-Leninismus so-
wjetischer Provenienz auf eine einfache Frage
reduziert15): Ist es sinnvoll, daß sich afrikani-
sche Regime auf eine revolutionäre Ideologie
stützen, die von dem Vorhandensein eines
umfangreichen Industrieproletariats ausgeht,
obwohl die Masse ihrer Bevölkerung (80%
und mehr in Mozambique, Angola, Äthiopien
und den meisten sozialistisch-orientierten
Ländern Afrikas) dem ländlichen Sektor zuzu-
rechnen ist? Wie sollen, so ist ergänzend zu
fragen, auf der Basis einer industriell-proleta-
risch und damit letztlich urban ausgerichte-
ten Ideologie die für den ländlichen Bereich
notwendigen Struktur- und Bewußtseinsver-
änderungen herbeigeführt werden? Diese
grundlegende Frage wird von afrikanischen
Marxisten natürlich keineswegs ausgeblen-
det. Vielmehr ist ein wichtiger Punkt ihrer
Diskussion, wie die vorwiegend agrarischen
Strukturen afrikanischer Länder unter revolu-
tionären Gesichtspunkten einzuschätzen sind.

Die Antworten fallen bis heute recht unter-
schiedlich aus. Jedoch teilen bei weitem nicht
alle Autoren die sowjetische Auffassung, nach
der die Übernahme staatskollektivistischer
Modelle auch für die afrikanischen Länder
letztlich der richtige Weg zur Lösung ihrer
Agrarprobleme sei. Im allgemeinen hat sich
bei afrikanischen und anderen Dritte-Welt-
Marxisten eine recht kritische, zumindest
aber distanzierte Haltung gegenüber den
Vorstellungen der Sowjetunion durchgesetzt.
Auf die Einzelheiten ihrer Diskussion kann
an dieser Stelle zwar nicht eingegangen wer-
den, hervorzuheben ist aber, daß der Marxis-
mus von ihnen in erster Linie als eine Me-
thode zur analytischen Durchdringung der
polit-ökonomischen Möglichkeiten von Ent-
wicklungsländern betrachtet wird und weni-
ger als ein verbindliches gesellschaftspoliti-
sches Modell.
Die Regime Angolas, Mozambiques, Äthio-
piens, der VR Kongo und Benins, die im Ge-
gensatz zu den afro-sozialistischen Orientie-
rungen in Tansania, Sambia etc. den klassen-
kämpferischen Marxismus-Leninismus zu der
für sie gültigen Ideologie erklärt haben, räum-
ten — beeinflußt von dieser Diskussion — der
Entwicklung der Landwirtschaft oberste Prio-
rität ein. Wie für alle schwarzafrikanischen
Länder ist für sie die Steigerung der landwirt-
schaftlichen Produktivität zur vordringlich-
sten aller Aufgaben geworden. Entsprechend
ihrer engen Zusammenarbeit mit dem Ost-
block haben dabei östliche Modelle, also vor
allem Modelle direkter staatlicher Lenkung,
am Anfang eine große Rolle gespielt. In Mo-
zambique wurden Staatsfarmen von der FRE-
LIMO-Führung 1977 als „höchste Form der
ökonomischen Organisation in der Landwirt-
schaft", dann aber schon 1980 von einigen Po-
litikern als Fehlschlag bezeichnet. Der Anteil
der Staatsfarmen an der gesamten landwirt-
schaftlichen Produktion Mozambiques soll
1980 nur schätzungsweise 15% betragen ha-
ben. Konsequenterweise wurden sie daher in
dem Entwurf der „Thesen für den 4. Kongreß
der FRELIMO-Partei" (April 1983) nur noch
als eine unter vier landwirtschaftlichen Pro-
duktionsformen genannt. Um die Produktivi-
tät der mozambiquanischen Landwirtschaft zu
steigern, legte die Führung Mozambiques nun
ganz eindeutig Gewicht auf die Entwicklung
von „Dorfgemeinschaften und ländlichen Ko-
operativen" 16). In Angola verlief die Entwick-



lung ähnlich. Große Teile der erwerbswirt-
schaftlichen landwirtschaftlichen Betriebe be-
finden sich heute zwar in staatlicher Hand (ca.
512 000 ha) oder sind in Genossenschaften (ca.
60 000 ha) organisiert. Aber schon 1978 wurde
von der MPLA-Führung Zurückhaltung bei
der Kollektivierung empfohlen, da sie auf Wi-
derstand in der Bevölkerung stieß. Und 1980
wurde angesichts der immer weiter abfallen-
den Produktivität der angolanischen Land-
wirtschaft angekündigt, daß das private Ele-
ment durch größere Anreize des Staates wie-
der zu intensiverer Produktion stimuliert
werden sollte.
In Mozambique und Angola, aber auch Äthio-
pien, deutete sich damit zu Beginn der achtzi-
ger Jahre ein Verlauf an, wie er sich in Mali,
der VR Kongo und Benin schon früher erken-
nen ließ. Nach einigen Jahren des Experi-
mentierens mit staatskollektivistischen Mo-
dellen werden von den revolutionären Regi-
men nicht-staatlich gelenkte Produktionsfor-
men wieder stärker betont, da die östlichen
Modelle, obwohl für einige Bereiche durchaus
nützlich, nicht zu der erhofften Steigerung
der landwirtschaftlichen Produktivität auf
breiter Basis führen. „Die Produktion auf den
meisten Farmen sank auf die Hälfte des vor-
revolutionären Trends", schrieb 1981 selbst
ein sowjetischer Autor über die Erfolgsbilanz
der etwa 50 Staatsfarmen in Äthiopien17).
Die Ernüchterung über östliche Modelle im
landwirtschaftlichen Bereich — verstärkt
durch die auch in Afrika nicht unbemerkt ge-
bliebenen Schwierigkeiten der sowjetischen
Landwirtschaft — hat, politisch gesehen, weit-
reichende Folgen: Die von der Sowjetunion
angebotene Ideologie und ihre Konzepte ver-
sagen nicht nur in einem Teilbereich, sondern
auf dem für die ökonomische Entwicklung
dieser Länder und die Stabilität ihrer Regime
wichtigsten Gebiet. Zwar ist bekannt, daß die
sowjetische Führung heute revolutionäre Re-
gime in der Dritten Welt davor warnt, tradi-

tionelle Strukturen gerade im ländlichen Be-
reich überhastet zu zerschlagen, weil das zu
gravierenden Rückschlägen geführt hat. Als
Gradmesser für die Fortschritte bei der Im-
plementierung östlicher Modellvorstellungen
jedoch ist die Errichtung von Staatsfarmen für
die sowjetische Führung nach wie vor von
großer Bedeutung.
Aber nicht nur im agrarischen Bereich stößt
die sowjetische Einflußsuche auf grundle-
gende Probleme. Die große Rolle, die das in-
ländische und ausländische private Kapital
und Unternehmertum nach wie vor in den
Entwicklungsländern spielen, hat sich als ein
weiteres Hindernis erwiesen, das zu beseiti-
gen der Kreml-Führung allergrößte Schwie-
rigkeiten bereitet. Schon in den sechziger
Jahren wurde den Führern sozialistisch-
orientierter Entwicklungsländer wie Ägypten,
Algerien, Guinea etc. von der Sowjetunion be-
deutet, daß sie nicht damit rechnen könnten,
ihre Bedürfnisse an Kapitalien, Ausrüstungen
und technischer Hilfe allein bei den sozialisti-
schen Staaten zu befriedigen, sondern einen
bedeutenden Teil aus den imperialistischen
Staaten decken müßten. Es „besteht ein objek-
tiver Bedarf an ausländischem, darunter pri-
vatem Kapital", schrieb ein sowjetischer Au-
tor18). Dementsprechend kam es gerade in
dieser Frage zu einem kontinuierlichen Ab-
bau der ursprünglich gehegten „anti-imperia-
listischen" und -anti-kapitalistischen" sowjeti-
schen Vorstellungen. Privates Kapital und
marktwirtschaftliche Elemente werden in
verschiedenen sowjetischen Abhandlungen
sogar bereits als ein nützlicher Bestandteil
der Volkswirtschaften der Entwicklungslän-
der bezeichnet und eine „friedliche Koexi-
stenz" zwischen staatlichem und privatem
Sektor empfohlen19). Sowjetische Experten
haben sich damit weitgehend den Thesen von
Entwicklungsexperten aus der Dritten Welt
und den westlichen Ländern angeschlossen,
die eine „mixed economy" für den erfolgver-
sprechendsten Weg halten, um die wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten in den Entwicklungs-
ländern zu bewältigen.



IV. Weiterhin wirtschaftliche Vormachtstellung
der westlichen Industriestaaten

Dramatische Aussagen über das Ausmaß der
von den östlichen Aktivitäten ausgehenden
Bedrohung sind häufig auf eine methodisch
bedingte Verzerrung der Optik zurückzufüh-
ren. Da die Aktivitäten anderer außer-afrika-
nischer Mächte nicht Untersuchungsgegen-
stand sind und deswegen gar nicht oder nur
unzureichend behandelt werden, erscheinen
die von den östlichen Aktivitäten ausgehen-
den Gefahren übergroß. Ausgeblendet wer-
den insbesondere die westlichen Industrie-
staaten mit ihren vielfältigen Formen der Prä-
senz und ihrem großen Potential, auf die Ent-
wicklungen in Afrika Einfluß zu nehmen. Al-
lein die Einflußmöglichkeiten Frankreichs
dürften die der Sowjetunion übertreffen. So
nahmen z. B. an dem im Oktober 1982 in
Kinshasa (Zaire) abgehaltenen franko-afrika-
nischen Gipfeltreffen 37 afrikanische Länder
teil. Unter ihnen befanden sich als Vollmit-
glieder oder Beobachter außer Äthiopien und
Guinea alle sozialistisch-orientierten Länder
Schwarzafrikas, einschließlich Angolas und
Mozambiques. Auf dem ersten franko-afrika-
nischen Gipfeltreffen in Paris im November
1973 waren es nur zehn Länder. Verbessert
hat sich in den letzten Jahren auch kontinu-
ierlich das Verhältnis Angolas und Mozam-
biques zur früheren Kolonialmacht Portugal.
Lissabon strebt an, durch eine intensive Zu-
sammenarbeit mit seinen ehemaligen Kolo-
nien weltpolitisch wieder eine bedeutsamere
Rolle zu spielen. Diese Bemühungen sind
nicht ohne Erfolg, wie die gegenwärtige Ver-
mittlerrolle Portugals im südlichen Afrika
zeigt.
Auf der Ebene des militärischen Kräftever-
hältnisses ist die Lage ähnlich. Allein die Zahl
der französischen Flotteneinheiten an den
Küsten Afrikas entspricht fast der der sowje-
tischen. Zusammen mit den amerikanischen
und britischen übertrifft das westliche Flot-
tenkontingent das sowjetische sogar um mehr
als das Doppelte. Die französische Präsenz,
und damit — zumindestens im Krisenfall —
auch die der übrigen westlichen Einheiten, ist
abgesichert durch verschiedene gut ausge-
baute Stützpunkte, wie sie den sowjetischen
Kriegsschiffen nicht in annähernder Quanti-
tät und Qualität zur Verfügung stehen20 ). Die
amerikanischen Einheiten verfügen außer-
dem über Abstützungsmöglichkeiten in So-

malia und Kenia. Schließlich sind die Aktivi-
täten von Staaten wie der VR China, Indien,
Brasilien, Japan und verschiedenen arabi-
schen OPEC-Ländern in Rechnung zu stellen,
die sich zwar nicht dem westlichen Lager zu-
gehörig fühlen, aber einer nachhaltigen Aus-
weitung des sowjetischen Einflusses in der
Dritten Welt ebenfalls ablehnend gegenüber-
stehen.

Die für die Politik der westlichen Industrie-
staaten so wichtige ökonomische Stärke (sie
kann natürlich auch als ökonomische Schwä-
che des Ostblocks definiert werden, bleibt
dann aber ein gestaltloses, wenig greifbares
Phänomen) läßt sich anhand einiger Zahlen
eindrucksvoll demonstrieren. Der Anteil der
westlichen Industriestaaten am Außenhandel
der afrikanischen Länder hat sich im letzten
Jahrzehnt auf ca. 80% eingependelt. Demge-
genüber ist es den RGW-Ländern nicht mög-
lich gewesen, ihren durchschnittlichen Anteil
auf über 7% zu steigern. 1980 betrug er sogar
nur 4%. Im Hinblick auf die Frage einer mög-
lichen Bedrohung westlicher Interessen ist an
diesen Zahlen vor allem eines wichtig: Sie
sind im letzten Jahrzehnt mehr oder weniger
konstant geblieben, d. h. die RGW-Länder ha-
ben ihren relativen Anteil am Handel mit den
afrikanischen Ländern nicht ausbauen kön-
nen. Die Gefahr, daß die westlichen Industrie-
staaten durch die östliche Politik von den
afrikanischen Märkten verdrängt werden, ist
also gering. Das gilt im großen und ganzen
auch für die sozialistisch-orientierten Länder.
Zwar gelang den RGW-Staaten mit Angola,
Äthiopien und Mozambique in der zweiten
Hälfte der siebziger Jahre eine Steigerung ih-
res Handelsanteils auf 10 bis 14%, wobei so-
wjetische Waffenlieferungen im Falle Äthio-
piens und Angolas keine geringe Rolle spiel-
ten. Die Vormachtstellung der westlichen In-
dustriestaaten konnte dadurch jedoch nicht
ernsthaft in Gefahr gebracht werden, und be-
reits Ende der siebziger Jahre zeichnete sich
eine rückläufige Tendenz des östlichen An-
teils ab. Objektive ökonomische Faktoren ha-
ben sich also als relativ resistent gegenüber
ideologischen Veränderungen erwiesen.

Heute ist der Wunsch Angolas, Äthiopiens
und Mozambiques, mit den westlichen Indu-
striestaaten wieder enger ökonomisch zu ko-
operieren, eine unbestrittene Tatsache und
der Handel der übrigen sozialistisch-orien-



tierten Länder Afrikas (z. B. der VR Kongo
und Malis) mit dem RGW weiterhin marginal.
Der Anteil der RGW-Länder an den kongole-
sischen Importen betrug Anfang der achtziger
Jahre nur 1,5%, bei den Exporten 6,6%. Der
Handel wurde eindeutig von den westlichen
Ländern dominiert, vor allem von Frankreich.
Der Außenhandel Malis zeigt eine ganz ähnli-
che Struktur. Zur Übermacht des Westens auf
dem Gebiet des Handels kommen im übrigen
die zahlreichen Investitionen westlicher Un-
ternehmen hinzu, denen die RGW-Staaten
nichts Vergleichbares entgegenzusetzen ha-
ben. Das vergleichsweise geringe Volumen
der östlichen Kapitalhilfe ist eine allgemein
bekannte Tatsache.
Zusammen mit den intensiven Handels- und
Entwicklungshilfebeziehungen üben westli-
che Investitionen und unternehmerische Ak-
tivitäten natürlich auf die längerfristige öko-
nomische und politische Orientierung afrika-
nischer Länder einen nachhaltigen Einfluß
aus, wie scharf auch immer ihre Rhetorik auf
ideologischem Gebiet sein mag. (Sowjetische
Ideologen sind sich, wie erwähnt, des „konter-
revolutionären" Einflusses des privaten Kapi-
tals und Unternehmertums bewußt.) Das Ver-
halten der revolutionären Regime auf dem
Rohstoffsektor ist hierfür ein deutlicher Be-
weis. Entgegen den im Westen vor allem von
Sicherheitspolitikern seit 30 Jahren gehegten
Befürchtungen ist bis jetzt kein Fall bekannt
geworden, in dem eines der mit der Sowjet-
union ideologisch verbündeten Regime
Afrikas sich geweigert hätte, Rohstoffe zu den
üblichen Preisen an westliche Abnehmer ab-
zugeben. Ganz generell ist bei allen soziali-
stisch-orientierten Regimen eine deutliche
Abspaltung der Rohstoffbeziehungen von den
ideologischen Bündnisbeziehungen festzu-
stellen. So hat z. B. das MPLA-Regime in An-
gola, trotz der engen militärischen Zusam-
menarbeit mit den Ostblockstaaten, das Volu-
men seiner Öllieferungen an westliche Län-
der kontinuierlich ausgeweitet und alle Kon-
zessionen für die Förderung von Erdöl an
westliche und nicht an östliche Unternehmen
vergeben. Am 31. Mai 1983 unterzeichnete
auch Mozambique mit Esso und Shell ein öl-
explorationsabkommen für die Vorkommen
in der Provinz Cabo Delgado21 ).
Westlichen Politikern und Publizisten ist mei-
stens wenig bekannt, in welchem Umfang
wirtschaftliche Realitäten die sowjetischen

Planer und Ideologen gezwungen haben anzu-
erkennen, daß die Entwicklungsländer Teil ei-
nes weltwirtschaftlichen Systems sind, auf
das die Sowjetunion, anders als die westli-
chen Industriestaaten22 ), keinen wesentlichen
Einfluß hat. Schritt für Schritt zerbrach die
Hoffnung, die kapitalistische Weltwirtschafts-
ordnung mit Hilfe der Entwicklungsländer in
eine funktionierende sozialistische interna-
tionale Arbeitsteilung unter Führung der So-
wjetunion umzuwandeln, an den ökonomi-
schen Realitäten. Heute wird deswegen von
Moskau wohl auch nicht mehr die Zerstörung
dieser Weltwirtschaftsordnung angestrebt,
sondern lediglich ihre Modifizierung. Es ver-
lief, so kann man heute feststellen, alles an-
ders, als man es sich Mitte der fünfziger Jahre
im Kreml unter Chruschtschow vorgestellt
hatte. Trotz rasch voranschreitender Dekolo-
nisierung wurde die Dritte Welt nicht zum
Erfolgsfeld „anti-imperialistischer" sowjeti-
scher Politik und nicht zu einem Platz „to
bury the West". Vielmehr mußte unter ande-
rem der bekannte sowjetische Ökonom Bogo-
molov Ende der siebziger Jahre eingestehen:
„Im Hinblick auf den Handel der RGW-Län-
der mit den Entwicklungsländern sollte er-
wähnt werden, daß er einen recht bescheide-
nen Anteil am Gesamtvolumen des Welthan-
dels hat, nämlich nur ca. 1,5%."23 ) A. Gromyko
fügte dem 1981 in einem Interview hinzu: „Zu
ungefähr 97% gehört Afrika zur kapitalisti-
schen Weltwirtschaft."24 )
Die Tatsache, daß der RGW verschiedenen
sozialistisch-orientierten Ländern Afrikas,
insbesondere Mozambique und Äthiopien, die
Aufnahme in den Rat verweigert hat, zeigt,
daß diese Modifizierung der konzeptionellen
Grundlagen sowjetischer Dritte-Welt-Politik
im Sinne einer Reduzierung „anti-imperialisti-
scher" Zielsetzungen bereits in die praktische
Politik eingegangen ist. Denn natürlich wäre
die Integration Mozambiques, Äthiopiens und
anderer Entwicklungsländer in den RGW
machtpolitisch ein wichtiger Schritt vorwärts
gewesen, um eine hegemoniale Vormachtstel-
lung der Sowjetunion in Afrika und anderen
Teilen der Dritten Welt aufzubauen. Die öko-
nomischen Verhältnisse in den Entwicklungs-
ländern und im RGW lassen einen solchen
Schritt jedoch nicht zu.



V. Ein-Partei-Herrschaft und sowjetische Einflußsuche

Der gewachsene Realismus sowjetischer
Dritte-Welt-Experten hinsichtlich der ungün-
stigen Bedingungen für eine ideologische Ex-
pansion hat nicht zur Folge gehabt, daß die
These vom unaufhaltsamen Vormarsch des
Sozialismus und seinem endgültigen Sieg im
Weltmaßstab aufgegeben worden ist. Einen
solchen expliziten Verzicht läßt die starke
Verankerung des weltrevolutionären An-
spruchs im sowjetischen System und seine
Bedeutung für die Legitimität des gegenwärti-
gen Regimes wohl auch nicht zu. Die sowjeti-
schen Autoren hoffen vielmehr darauf, daß
die veränderten internationalen Machtver-
hältnisse die ideologisch ungünstigen Bedin-
gungen in den Entwicklungsländern ausglei-
chen können. Denn nach ihrer Auffassung ha-
ben die an sich noch recht schwachen revolu-
tionären Kräfte und Tendenzen in den Ent-
wicklungsländern im sozialistischen Lager ei-
nen mächtigen Verbündeten gefunden, der
die unzureichenden internen „objektiven"
Voraussetzungen für eine sozialistische Ent-
wicklung durch sein politisches, militärisches
und ökonomisches Potential von Fall zu Fall
ersetzen kann. „Der weltrevolutionäre Prozeß
und das Entstehen eines globalen sozialisti-
schen Systems haben in der Geschichte der
Welt einen radikalen Wandel herbeige-
führt."25 ) In der Praxis bedeutet diese These
den Versuch, als „fortschrittlich" eingestufte
Regime von Entwicklungsländern durch die
Implementierung östlicher Modellvorstellun-
gen möglichst fest an das sozialistische Lager
anzubinden. Auf der „Internationalen Wissen-
schaftlichen Konferenz: Der gemeinsame
Kampf der Arbeiterbewegung und der Befrei-
ungsbewegung" in Ost-Berlin im Oktober
1980 hat Ponomarev daher erneut betont, daß
das wichtigste Element einer sozialistischen
Orientierung die Vormachtstellung einer
marxistisch-leninistischen Avantgarde-Partei
ist, so wie in der Sowjetunion selbst26 ). Der
Aufbau von Massenorganisationen, eine „re-
volutionäre“ Erziehung der Streitkräfte etc.
sind weitere wichtige Elemente.
Um die Implementierung ihrer Modellvorstel-
lungen durchzusetzen, strebt die Sowjetunion

eine direkte Einflußnahme auf bestimmte, für
die innenpolitische Machtverteilung wichtige
Zentren an. Vor allem in Ländern, die in grö-
ßerem Umfang von der militärischen Zusam-
menarbeit mit der Sowjetunion abhängig sind,
wird versucht, östliche Berater an entspre-
chenden Stellen zu plazieren. Die Schulung
und Beratung von Führungskadern des Par-
tei- und Staatsapparates, Ausbildung und un-
mittelbare Durchführung von Aufgaben im
Bereich der inneren Sicherheit und des Pres-
se- und Informationswesens sowie die Zusam-
menarbeit und der Austausch mit den Mas-
senorganisationen (Gewerkschaften, Frauen-
und Jugendbewegungen etc.) sind in diesem
Zusammenhang zu nennen. (Die Einfluß-
nahme auf innenpolitisch wichtige Machtzen-
tren ist natürlich nicht nur ein Merkmal des
östlichen Vorgehens, sondern trifft auch für
die Politik westlicher Staaten zu. Man denke
insbesondere an die französische Afrikapoli-
tik, die in dieser Hinsicht sehr erfolgreich
ist.)

Die Errichtung von Ein-Partei-Systemen mit
marxistisch-leninistischen Vorzeichen wird
von vielen westlichen Beobachtern als Signal
gewertet, daß afrikanische Regime den west-
östlichen Rubikon überschritten haben und
nun endgültig als Bestandteil des sozialisti-
schen Lagers anzusehen sind. Angesichts der
zeitweise sehr ausgeprägten Rhetorik der
Führungen in Mozambique, Angola und
Äthiopien im Sinne des orthodoxen Marxis-
mus-Leninismus ist eine solche Einstufung
verständlich, jedenfalls bei denjenigen, die
sich mit der Geschichte des Sozialismus in
Afrika und den internen Bedingungen dieser
Länder nicht genauer befaßt haben. Denn die
ideologisch eindeutige Abgrenzung gegen-
über dem Ostblock wurde von diesen Regi-
men — anders als von den afro-sozialisti-
sehen Regimen, die auch ideologisch eine
blockfreie Linie anstreben — aufgegeben. Ma-
puto, Luanda und Addis Abeba übernahmen
östliche Thesen, wie die, „natürliche Verbün-
dete" des sozialistischen Lagers zu sein.

Eine differenzierende Betrachtungsweise
sollte sich von dieser Rhetorik jedoch nicht
beirren lassen. In erster Linie bestätigt sich in
Angola, Mozambique und den übrigen soziali-
stisch-orientierten Ländern Afrikas nur, was
für die große Mehrheit aller afrikanischen
Staaten gilt, nämlich eine klare interne Dyna-
mik zugunsten von Ein-Partei-Systemen, so-



weit nicht Militärs die Macht ausüben. Die
Gründe für das Vorherrschen von Ein-Partei-
Systemen in Afrika sind vielfältig und können
hier nicht im Detail erörtert werden. Die Not-
wendigkeit, der Zentrifugalkraft ethnischer
Unterschiede und post-kolonialer Entwick-
lungsprobleme Herr zu werden, ist hier
ebenso zu berücksichtigen wie die Tatsache,
daß sich sogenannte Eliten auf dem Wege der
Ein-Partei-Herrschaft relativ unangefochten
als permanente Machthaber und Nutznießer
ökonomischer Vorteile etablieren können.
Diese in sozialistisch wie in kapitalistisch
orientierten Entwicklungsländern anzutref-
fende „Staatsklassenproblematik" ist Aus-
druck eines tiefgreifenden sozio-politischen
und sozio-ökonomischen Strukturproblems,
wie es Elsenhans unter dem Stichwort „büro-
kratische Entwicklungsgesellschaft" beschrie-
ben hat27 ). Auch in den meisten pro-westli-
chen Staaten Afrikas, wie z. B. in Zaire, Sam-
bia, Malawi, Sudan etc., ist dementsprechend
Ein-Partei-Herrschaft die vorherrschende Re-
gierungsform. In Kenia hat sich die Regierung
erst kürzlich entschlossen, das Land nun auch
de jure zum Ein-Partei-Staat zu machen, ohne
daß dies irgend etwas mit einer ideologischen
Umorientierung zu tun hat. Umgekehrt hat
der Rückgang des östlichen Einflusses in So-

malia und Guinea nicht zu einem entspre-
chenden Abbau des aus der Zeit der Koopera-
tion mit dem Ostblock stammenden Partei-
Modells geführt.

Ein-Partei-Herrschaft, wie auch immer titu-
liert, sagt also wenig über die Dauerhaftigkeit
des östlichen Einflusses aus. Zudem haben
marxistisch-leninistische Avantgarde-Partei-
en, wie sie in Mozambique und Angola aufge-
baut werden, nur wenig gemeinsam mit den
moskäuhörigen KPs aus der Zeit der Komin-
tern. (Derartige KPs gibt es in Afrika nur ganz
vereinzelt, z. B. in Südafrika und Sudan.) Bei
ersteren handelt es sich vielmehr um sozial-
revolutionäre Bewegungen, die Moskau zwar
in abhängige kommunistische Parteien umzu-
wandeln versucht, die selbst aber ein großes
Bewußtsein ihrer Eigenständigkeit haben.
Sergio Vieira, führendes Mitglied des ZK der
FRELIMO-Partei, hat ihr Selbstverständnis
auf der schon erwähnten wissenschaftlichen
Konferenz in Ost-Berlin 1980 auf eine kurze
Formel gebracht: „Nach unserer Ansicht gibt
es keine Modelle für die nationale und so-
ziale Befreiung, für den Aufbau des Sozialis-
mus. Es gibt kein europäisches, kein asiati-
sches, kein afrikanisches Modell für den So-
zialismus."28 )

VI. Waffenexport — wichtiges, aber überschätztes Instrument
der sowjetischen Einflußsuche

Ausschlaggebend für den Bestand des sowje-
tischen Einflusses in Afrika sind deswegen
letztlich nicht Ein-Partei-Systeme und eine
bestimmte ideologische Rhetorik, sondern
machtpolitische Abhängigkeiten, die sich im
Sinne Moskaus einsetzen lassen. Waffenex-
port und Militärhilfe sind hier die entschei-
denden Instrumente. Zusammen mit den USA
(die Rangfolge ist umstritten) ist die Sowjet-
union heute der größte Exporteur von Waffen
an die Dritte Welt. Waffen gehören zu den
wenigen industriellen Gütern, mit denen
Moskau auf dem Weltmarkt gegenüber den
westlichen Industriestaaten konkurrenzfähig
ist. Durch die Exporte an die Dritte Welt wer-

den jährlich ca. 15% des sowjetischen Devi-
seneinkommens erwirtschaftet. Schwarzafrika
ist neben dem Nahen und Mittleren Osten,
bedingt nicht zuletzt durch die Kriege in
Äthiopien und Angola, zu einem der Haupt-
abnehmer sowjetischer Waffen geworden.
Machtpolitische Einwirkungsmöglichkeiten
auf schwarzafrikanische Regime eröffnen sich
vor allem durch die folgenden Begleiterschei-
nungen des Waffenexports: Ausgestaltung
der Preis- und Zahlungsbedingungen, Entsen-
dung von Beratern, Ausbildung von afrikani-
schen Militärs im Ostblock sowie die Nach-
lieferung von Waffen und Ersatzteilen. Im
„Normalfall" sind die aus ihnen resultierenden
Druckmöglichkeiten allerdings relativ be-
grenzt und keine prinzipielle Gefahr für die
Eigenständigkeit der Regime. Außerdem ver-
meidet es die Sowjetunion nach den Aussa-



gen afrikanischer Politiker zumindest in der
Anfangsphase der militärischen Zusammen-
arbeit, politischen Druck auszuüben, weil es
ihrer Attraktivität als Waffenlieferant scha-
den könnte. Eine qualitative Veränderung
tritt jedoch ein, wenn zwei weitere Bedingun-
gen hinzukommen: Erstens eine mehr oder
weniger vollständige Abhängigkeit der Ar-
mee des betreffenden Landes von sowjeti-
schen Waffen sowie, zweitens, eine interne
oder externe Konfliktlage, durch die das
überleben des betreffenden Regimes unmit-
telbar gefährdet ist. In einem solchen Fall
kann die Zusammenarbeit mit Moskau nur
schwer kurzfristig abgebrochen werden, und
die Regime können durch die Drohung, keine
weiteren Waffen und Ersatzteile zu erhalten,
beträchtlich unter Druck gesetzt werden. Die
MPLA-Regierung in Angola und der Dergue
in Äthiopien befinden sich seit Jahren in ei-
ner solchen Lage, und diese erklärt manche
einseitig anti-westliche Stellungnahme auf
der Ebene des Ost-West-Konflikts. Beachtung
verdient jedoch, daß sich Angola, Mozam-
bique und Äthiopien in der für den Westen so
wichtigen Stützpunktfrage als erstaunlich wi-
derstandsfähig erwiesen haben. Allen anders
lautenden Gerüchten zum Trotz gibt es in die-
sen Ländern keine sowjetischen Marinestütz-
punkte. Lediglich begrenzte Nutzungsrechte
(Auswechseln von Mannschaften, kleinere
Reparaturen, Brennstoffaufnahme etc.) wur-
den zugestanden. Mozambique und Angola
haben in ihren Verfassungen die Errichtung
von ausländischen Stützpunkten auf ihrem
Territorium generell für unzulässig erklärt.

Rüstungsexport und Militärhilfe können zwar
kurz- und mittelfristig ein sehr erfolgreiches
Instrument der Einflußsicherung sein, länger-
fristig haben sie angesichts der im Vergleich
zu den westlichen Ländern eklatanten wirt-
schaftlichen Schwäche des Ostblocks aber ei-
nen „self-defeating"-Charakter. Diese sehr
wichtige Differenzierung zwischen kurz- und
mittelfristigen sowie längerfristigen Auswir-
kungen wird vielfach übersehen. Ein Schei-
tern der östlichen Anbindungsstrategie ist
fast zwangsläufig. Denn einerseits sind — ver-
kürzt dargestellt — Kontinuität und Intensi-
tät der östlichen Einwirkungsmöglichkeiten
davon abhängig, daß das betreffende Land in
militärische Auseinandersetzungen größeren
Maßstabs verwickelt und dementsprechend
auf sowjetische Lieferungen angewiesen
bleibt. Die sowjetische Führung ist deshalb
nur bedingt an einem Ende oder der friedli-
chen Regelung solcher Konflikte interessiert,

wie nicht zuletzt an der mißtrauischen Hal-
tung Moskaus gegenüber den Bemühungen
der westlichen Namibia-Kontaktgruppe abzu-
lesen ist. Andererseits zehren die fortgesetz-
ten Kampfhandlungen die Wirtschaft des be-
treffenden Landes mehr und mehr aus. Not-
wendige Entwicklungen im infrastrukturellen
Bereich und in anderen Bereichen können
nicht oder nur verlangsamt durchgeführt wer-
den, und der Unmut über die hohe, volkswirt-
schaftlich gesehen aber unproduktive Finanz-
last der militärischen Zusammenarbeit mit
der Sowjetunion und anderen sozialistischen
Staaten steigt. Denn auch an die ideologisch
befreundeten Länder in Afrika „verschenkt"
die Sowjetunion keine größeren Mengen von
Waffen, anders als es bei Kuba und Vietnam
der Fall ist.

In Äthiopien und Angola sind alle diese
Schwierigkeiten seit längerem deutlich zu er-
kennen. Angola mußte seit der Unabhängig-
keit einen Großteil seiner Deviseneinkom-
men für Waffenkäufe einsetzen, insgesamt
mehr als 10 Milliarden US-Dollar. Präsident
dos Santos wies 1982 ausdrücklich darauf hin,
daß dieses Geld — zumeist Deviseneinkom-
men aus dem Verkauf von öl — unter ande-
ren Bedingungen für die Verbesserung der
Lebenssituation der Bevölkerung hätte einge-
setzt werden können. Gleichzeitig mehren
sich die Stimmen, die die Sowjetunion dafür
verantwortlich machen, daß der Konflikt mili-
tärisch nicht erfolgreich zu Ende geführt wer-
den kann. Dies gilt besonders für Äthiopien,
wo die kriegerischen Auseinandersetzungen
in Eritrea nicht enden und in der Provinz
Tigre eher zunehmen. Nutzen und Qualität
der militärischen Zusammenarbeit mit der
Sowjetunion werden mehr und mehr in Frage
gestellt — ein Thema, das in der Dritten Welt
angesichts verschiedener Kriege, die mit so-
wjetischen Waffen geführt, aber nicht gewon-
nen wurden oder werden, generell an Aktua-
lität gewinnt. Insgesamt findet jedenfalls
nicht die Entwicklung statt, die notwendig
wäre, um die Übernahme marxistisch-lenini-
stischer Modellvorstellungen für die Bevölke-
rung und die Elite dieses und anderer afrika-
nischer Länder attraktiv erscheinen zu lassen,
nämlich eine signifikante Besserung der Le-
bensbedingungen im Vergleich zur vorrevolu-
tionären Zeit. Zwangsläufig tritt das ein, was
in den Presseberichterstattungen westlicher
Zeitungen in den letzten Jahren immer häufi-
ger zu lesen war, nämlich eine „Öffnung" Mo-
zambiques, Angolas und anderer sozialistisch-
orientierter Länder Afrikas zum Westen —



scheinbar überraschend, tatsächlich aber vor-
gegeben von dem strukturellen Grundpro-
blem der sowjetischen Afrikapolitik. Nicht
hegemoniale Ausweitung auf breiter Front,

sondern der Wechsel von Positionsgewinnen
und -Verlusten ist eines der auffallendsten
Merkmale dieser Politik seit Mitte der sechzi-
ger Jahre.

VII. Öffnung der sozialistisch-orientierten Länder Afrikas
gegenüber dem Westen

Seit Beginn der achtziger Jahre wird in den
Berichten westlicher Journalisten aus Afrika
darüber spekuliert, ob eine Öffnung ver-
schiedener sozialistisch-orientierter Länder
Afrikas gegenüber dem Westen bevorsteht.
Durch die Reise des mozambiquanischen Prä-
sidenten Samora Machel im Oktober 1983
durch fünf westeuropäische Länder (Belgien,
Holland, Portugal, Frankreich und Großbri-
tannien) wurden entsprechende Tendenzen
für die westliche Öffentlichkeit deutlich un-
terstrichen. Der Ausdruck „Öffnung" mag
zwar etwas dramatisch sein, denn tatsächlich
hatten sich diese Länder in ihrer praktischen
Politik häufig gar nicht so eindeutig vom
Westen abgeschlossen bzw. an den Osten an-
gelehnt. Eine beträchtliche Zahl von Ereignis-
sen jedoch, die auf eine veränderte Orientie-
rung Mozambiques, Angolas, Äthiopiens und
anderer sozialistisch-orientierter Länder auf
der Ebene des Ost-West-Konflikts schließen
lassen, läßt sich aufzählen:
— Im August 1982 erkannte Mozambique in
einem Nahrungsmittelabkommen mit der
Bundesrepublik Deutschland erstmals die
„Standard-Berlin-Klausel" an. Mit Rücksicht
auf die DDR und deren Engagement im Be-
freiungskampf der FRELIMO hatte die mo-
zambiquanische Führung lange auf diesen
Schritt verzichtet. Guinea-Bissau folgte in ei-
nem Rahmenabkommen zur wirtschaftlichen
Kooperation mit der Bundesrepublik, das im
März 1983 in Kraft trat, dem Vorbild Mozam-
biques.
— Die Regierungen Mozambiques und Ango-
las haben im Herbst 1982 ihre Entschlossen-
heit bekundet, an den Lom6-III-Verhandlun-
gen teilzunehmen. Dieser Entschluß bedeutet
im Hinblick auf die Orientierung zwischen
Ost und West zweifellos nicht nur ökono-
misch, sondern auch politisch eine längerfri-
stige Weichenstellung in Richtung Westen.
— Weitere Schritte im Sinne einer Liberali-
sierung der Wirtschaftspolitik in Richtung auf
eine „mixed economy" wurden unternommen.
Mozambique kündigte die Dezentralisierung

seines Außenhandelssystems und den Ent-
wurf eines „Investment code" an, der die legiti-
men Interessen der Investoren garantieren
Soll29 ). In Angola deutete Planungsminister
Lopo do Nascimento ebenfalls eine Liberali-
sierung des Marktes für Nahrungsmittel an
und einen weiteren Rückgang der Bedeutung
der Staatsfarmen30 ).
— Im April 1982 schlossen Mozambique
und Portugal ein Abkommen über militäri-
sche Zusammenarbeit, das erste dieser Art
mit einem westlichen Land. Einige portugiesi-
sche Offiziere sind bereits mit der Ausbildung
der mozambiquanischen Armee beschäftigt.
Anläßlich des Besuchs von Machel in Portu-
gal im Oktober 1983 wurde, gewissermaßen
als Krönung der neuen Zusammenarbeit, fei-
erlich ein Vertrag über Freundschaft und Zu-
sammenarbeit abgeschlossen31 ). Auch Groß-
britannien hat sich im Prinzip bereit erklärt,
Mozambique „beim Kampf gegen Unterent-
wicklung und Destabilisierung durch seine
Feinde zu unterstützen". Am Ende des Be-
suchs von Machel in London sagte der mo-
zambiquanische Außenminister Chissano, daß
Großbritannien Militärhilfe angeboten hätte
und sogar die Möglichkeit bestünde, daß mo-
zambiquanische Offiziere im traditionsrei-
chen Sandhurst ausgebildet werden wür-
den32 ). Im Rahmen der Verbesserung der Be-
ziehungen mit den USA äußerte Machel
schließlich auch den Wunsch nach Militär-
hilfe aus den Vereinigten Staaten33 ).
In Angola soll schon seit einiger Zeit ein Kon-
tingent portugiesischer Militärs als Ausbilder
tätig sein. Einen spektakulären Schritt unter-
nahm in dieser Hinsicht Frankreich Ende
1983 nach seinem Austritt aus der westlichen



Namibia-Kontaktgruppe. Es sollen über 30
Kampfhubschrauber an Angola geliefert wor-
den sein34 ).
Seitens Äthiopiens ist bis jetzt zwar kein
Wunsch nach westlicher Militärhilfe geäu-
Bert worden, zumindest nicht offiziell. Die
Tatsache, daß seit Ende 1983 die Zahl der ku-
banischen Truppen im Ogaden aber Schritt
für Schritt verringert wird, läßt sich durchaus
als ein Signal an den Westen verstehen, die
Bindungen an das sozialistische Lager nicht
überzubewerten.
— Ausgeprägter ist die Distanznahme gegen-
über dem Ostblock bei den sozialistisch-
orientierten Ländern VR Kongo, Benin, Gui-
nea-Bissau und Guinea. Die VR Kongo hat
ihre Militärkooperation mit Paris auf Kosten
Moskaus intensiviert. Auch mit der Bundes-
republik kam anläßlich des Besuches des da-
maligen bundesdeutschen Entwicklungshilfe-
ministers Rainer Offergeld Anfang 1982 eine
nachhaltige politische Annäherung zustande.
Redynamisiert wurden 1981/82 des weiteren
die Beziehungen zwischen Benin und Frank-
reich. Beide wollen militärisch wieder eng ko-
operieren. Das schon seit 1977 dem Westen
wieder verstärkt zugewandte Guinea setzte
diesen Weg fort. Demnächst sollen sogar Offi-
ziere zur Ausbildung in die USA gesandt wer-
den35 ).
Bei einer Kenntnis der längerfristigen struk-
turellen Schwäche der sowjetischen Dritte-
Welt-Politik sind diese Entwicklungen nicht
überraschend. Sie bestätigen die These, daß
nicht kontinuierliche Machtausweitung, son-
dern ein Wechsel von Positionsgewinnen und
-Verlusten charakteristisch ist für die sowjeti-
sche Afrikapolitik. Dennoch ist in den westli-
chen Ländern die Skepsis groß, daß diese Öff-
nungen nur eine taktische Maßnahme Mos-
kaus sein könnten, ähnlich der von Lenin zu
Beginn der zwanziger Jahre praktizierten
„Neuen ökonomischen Politik (NÖP)". Ver-
ständlich ist diese Skepsis insofern, als es Äu-
ßerungen sowjetischer Politiker gibt, die den
revolutionären Regimen diese Politik Lenins
als Vorbild hinstellten. Der Hinweis auf Le-
nins NÖP ist jedoch, ohne daß das hier in
allen Einzelheiten belegt werden kann, eher
als ein Versuch zu interpretieren, diese von
objektiven Bedingungen diktierte Öffnung
ohne allzu großen ideologischen Gesichtsver-
lust aufzufangen, als Ausdruck einer raffinier-
ten, für den Westen gefährlichen Taktik. Die

Feststellung eines DDR-Autors ist in dieser
Hinsicht erstaunlich freimütig: „Einer aufstei-
genden Phase der nationalen demokratischen
Revolution, die beträchtliche Ergebnisse
bringt, folgt eine Phase, in der sich der revolu-
tionäre Prozeß verlangsamt, die Revolution
degeneriert, ihre anti-kapitalistische Tendenz
schwächt sich ab, allmählich verschiebt sich
das Kräfteverhältnis zugunsten der revolutio-
när-demokratischen Kräfte bis hin zu einer
Neutendenzwende zugunsten kapitalistischer
Orientierung oder Entwicklung."36 )
Wichtig ist schließlich, daß der Verlauf der
Öffnung nicht unabhängig vom Verhalten des
Westens beurteilt werden kann. Zwar ist es
richtig, zu überlegen, wie bei allen anderen
Entwicklungsländern auch, inwieweit westli-
che Wirtschaftshilfe für die Beseitigung der
ökonomischen Schwierigkeiten dieser Länder
sinnvoll eingesetzt werden kann. Sie lediglich
aus machtpolitischen Erwägungen vom Osten
„loszukaufen", wird langfristig wenig einbrin-
gen. Ausdruck einer im höchsten Maße un-
subtilen und letztlich kontraproduktiven Poli-
tik wäre es jedoch, das westliche Eingehen
auf die Öffnung von einem mehr oder weni-
ger offenen Bruch dieser Regime mit Moskau
und einer Aufgabe ihrer sozialistischen
Orientierung abhängig zu machen, wie es ver-
einzelt gefordert wurde. Das wäre eine di-
rekte Hilfestellung für Moskau, seine Posi-
tionsgewinne in Afrika erfolgreich zu vertei-
digen. (Die für Herbst 1984 anläßlich des 10.
Jahrestages der äthiopischen Revolution
möglicherweise zu erwartende Errichtung ei-
ner Arbeiterpartei ähnlich den Ein-Partei-Sy-
stemen in Mozambique und Angola birgt z. B.
die Gefahr in sich, im Westen im Hinblick auf
die Ost-West-Orientierung Äthiopiens
gründlich mißverstanden zu werden.)

Derart rigide Forderungen verkennen das au-
ßenpolitische Grundproblem von Entwick-
lungsländern. Angesichts ihrer schweren öko-
nomischen Lage geht es für sie einerseits dar-
um, durch intensive Zusammenarbeit mit den
„reichen" Ländern des Nordens umfassende
Unterstützung für ihre entwicklungspoliti-
schen Bemühungen zu bekommen, wobei es
sekundär ist, ob diese Hilfe aus dem Westen
oder aus dem Osten kommt. Andererseits
müssen sie aber der Gefahr entgegenwirken,



von diesen Ländern ökonomisch oder militä-
risch einseitig abhängig zu werden. Diversifi-
zierung und Balancierung der Außenbezie-
hungen ist der einzige Weg, das zu erreichen.
Der Staatschef der VR Kongo, Oberst Sassou-
Nguesso, drückte das im Dezember 1981 fol-

gendermaßen aus: „Der Kongo beabsichtigt,
Kooperation gleichzeitig mit der Sowjetunion
und mit Frankreich zu entwickeln, will jedoch
in keiner Weise privilegierte Beziehungen zu
dem einen oder anderen der beiden Länder
unterhalten." )37

VIII. Ausblick auf Grundbedingungen und -elemente
westlicher Sicherheitspolitik

Nach drei Jahrzehnten sowjetischer Afrika-
politik läßt sich heute verkürzt folgendes Fa-
zit ziehen:
Die These, daß die Ausweitung des orthodo-
xen Marxismus-Leninismus und damit des so-
wjetischen Einflusses nach Afrika „historisch
zwangsläufig" sei, darf als widerlegt gelten.
Die sozio-ökonomischen Bedingungen für
eine dauerhafte Implementierung des Mar-
xismus-Leninismus sowjetischer Provinienz
sind dafür zu ungünstig und die Kluft zwi-
schen ideologischen Zielen und machtpoliti-
schen Durchsetzungsmöglichkeiten des so-
wjetischen Systems zu groß. (Diese These
stellt nicht in Abrede, daß die Sowjetunion
heute in einer viel größeren Breite und Inten-
sität Beziehungen zu den meisten afrikani-
schen Ländern unterhält als zu Beginn ihres
Engagements Mitte der fünfziger Jahre; da-
mals fing sie praktisch bei Null an.) Die
Kreml-Führer stehen heute aber vor einer
sehr ambivalenten Lage. Angesichts der Er-
nüchterung auf ideologischem Gebiet und um
unnötige Kosten und Risiken zu vermeiden,
wären einige von ihnen wohl geneigt, ideolo-
gische Positionsgewinne wieder aufzugeben,
z. B. was Mozambique und Angola betrifft. Mi-
litär-strategisch orientierte Denker im Kreml
werden dagegen aber Einwände haben, weil
sie befürchten, daß das zumindest zu psycho-
logisch gefährlichen Rückwirkungen für den
Supermacht-Status der Sowjetunion führen
könnte.
Im Hinblick auf die Ost-West-Konkurrenz in
der Dritten Welt und die Absicherung westli-
cher Interessen in Afrika ist das eigentlich
überraschende Phänomen, daß — trotz umfas-
sender Dekolonisierung und „anti-imperiali-
stischer" sowjetischer Politik — die wirt-

. schaftliche Vorherrschaft der westlichen Län-
der in Afrika ungebrochen fortbesteht. (Daß
dies aus afrikanischer Sicht keine erfreuliche
Tatsache ist, steht auf einem anderen Blatt.)
Diese Stärke findet, wie schon in dem zu Be-
ginn zitierten Ausspruch von Lord Carrington
angedeutet, erstaunlich wenig Eingang in die

Überlegungen der meisten westlichen Sicher-
heitspolitiker und -experten. Es sind nämlich
nicht nur die sowjetischen Aktivitäten, son-
dern auch die Unfähigkeit, die eigene Stärke
wahrzunehmen, die zu einem Gefühl des Be-
drohtseins führen. Psychologische Mechanis-
men, beispielsweise das Projizieren eigener
Zukunftsängste in die weitgehend unbe-
kannte Dritte Welt mit allen ihren Instabilitä-
ten, mögen dafür ebenso eine Rolle spielen
wie die Notwendigkeit, sowjetische Aktivitä-
ten aus innenpolitischen Gründen einseitig
im Sinne einer Bedrohung zu stilisieren. Zu-
dem würde ein bewußtes Wahrnehmen der
westlichen Stärke dazu führen, daß auch ihre
negativen Auswirkungen zur Kenntnis ge-
nommen werden müßten. In Zeiten, in denen
die Unterscheidung zwischen „good guys" und
„bad guys" wieder eine größere Rolle spielt,
um außenpolitischen Konsens herzustellen,
fällt das ganz besonders schwer.
In den nachfolgenden, diesen Aufsatz ab-
schließenden Thesen zur Frage der westli-
chen Sicherheit geht es nicht um den Entwurf
einer völlig neuen Sicherheitspolitik für Afri-
ka. Verschiedene Elemente, die bereits Be-
standteil der westlichen Politik sind oder wa-
ren, finden sich in ihnen vielmehr wieder.
1. Revolutionen, Umstürze und andere For-
men der Instabilität werden in diesem und
vermutlich auch in dem nächsten Jahrzehnt
ein dominierendes Element der Entwicklun-
gen in Afrika bleiben, ähnlich wie in anderen
Teilen der Dritten Welt. Derartige Instabilitä-
ten sind aus westlicher Sicht zwar uner-
wünschter, letztlich aber doch wohl notwen-
diger Bestandteil des schwierigen Prozesses,
die relativ jungen Staaten von innen heraus
zu politisch und ökonomisch stabilen Natio-
nen zu konsolidieren. Wie die Erfahrungen
der letzten Jahrzehnte zeigen, stellen Revolu-
tionen in der Dritten Welt aber keine prinzi-
pielle Gefährdung westlicher Handels- und
Wirtschaftsinteressen dar. Die Befürchtung,*



daß sie den westlichen Industriestaaten im
Auftrag der Sowjetunion die Lieferung von
Rohstoffen versagen könnten, beruht auf ei-
ner Unkenntnis objektiver ökonomischer Be-
dingungen. Zwar können revolutionäre Um-
stürze für einzelne westliche Unternehmen
oder Branchen nachteilig sein. Im großen und
ganzen hat die Wirtschaft inzwischen aber
recht gut gelernt, mit ihnen fertig zu werden.
David Rockefeller sagte dazu 1981 nach ei-
nem Besuch in Angola und anderen soziali-
stisch-orientierten Ländern Afrikas: „Unsere
Erfahrung ist, daß wir mit den Regierungen
unterschiedlichster Richtungen umgehen
können,... je mehr Länder ich in Afrika gese-
hen habe, die angeblich marxistisch sind, de-
sto mehr habe ich den Eindruck, daß diese
Abstempelung mehr eine Irreführung als eine
Wiedergabe der Wirklichkeit ist. Das Haupt-
interesse der Führer dieser Länder ist es, die
Lebensbedingungen ihrer Bevölkerung zu
verbessern und die Wirtschaft ihres Landes
zu stärken."38 )
2. Nicht Militarisierung, sondern die sozio-
ökonomischen Bedingungen in den Entwick-
lungsländern und das eindeutig zugunsten
des Westens bestehende weltwirtschaftliche
Kräfteverhältnis sind die wichtigsten Barrie-
ren gegen eine hegemoniale Ausweitung des
sowjetischen Einflusses in Afrika und ande-
ren Teilen der Dritten Welt. Hier gibt es al-
lerdings ein schwieriges Problem für die „Ner-
venstärke" der westlichen Demokratien in der
Rivalität mit dem Osten. Kurz- und mittelfri-
stig können Revolutionen und Instabilitäten
der Sowjetunion Einstiegsmöglichkeiten er-
öffnen, die in der Tat gefährlich werden könn-
ten, würden sie längerfristig zu einem konti-
nuierlichen Ausbau des östlichen Einflusses
führen. In der Regel ist das aber, wie in dieser
Untersuchung dargelegt wurde und sich in
den letzten Jahrzehnten sowjetischer Dritte-
Welt-Politik bewiesen hat, unwahrscheinlich.
Zweierlei bedarf in diesem Zusammenhang
einer stärkeren Wahrnehmung in der westli-
chen Öffentlichkeit und Politik. Erstens, in
der operativen Planung der sowjetischen Drit-
te-Welt-Politik hat — anders als auf der
Ebene der Propaganda — die anti-imperiali-
stische Stoßrichtung mit einiger Sicherheit an
Bedeutung verloren, basierend auf einem
Lernprozeß im Kreml hinsichtlich der ökono-
mischen Erfolgsmöglichkeiten einer solchen
Politik. Zweitens ist in den Entwicklungslän-
dern eine erhebliche Ernüchterung im Hin-

blick auf sozialistische Modelle als „quick way
to development" eingetreten39 ).
3. Eine nachhaltige Militarisierung westli-
cher Dritte-Welt-Politik, um revolutionäre
Tendenzen zu unterdrücken, ist konzeptionell
undifferenziert. Sie ist zum einen, wie ver-
schiedene Beispiele zeigen, meistens nur
kurz- und mittelfristig, nicht aber längerfristig
erfolgreich, da hinter den revolutionären Be-
strebungen zumeist tiefe sozio-ökonomische
Probleme stehen. Angesichts der Vielzahl von
Konflikten und Instabilitäten in der Dritten
Welt läuft eine solche Militarisierung zum
anderen auf eine Verzettelung der militäri-
schen Kräfte und Ressourcen des Westens
hinaus. Militärisch geht es lediglich darum,
die sozialen und ökonomischen Barrieren ge-
gen ein Hinüberwachsen östlicher Aktivitä-
ten in eine hegemoniale Dominanz der So-
wjetunion in einzelnen Ländern oder Teilen
der Dritten Welt abzusichern. Für die Gefahr
eines derartigen Hinüberwachsens „normaler"
östlicher Beziehungen zu einer hegemonialen
Dominanz sind zwei Indikatoren wichtig:
Zum einen die Stationierung oder Entsen-
dung von Truppen des Warschauer Paktes in
großer, die militärische Lage in dem betref-
fenden Land eindeutig dominierender Zahl.
(Die Grenzen sind hier fließend. Es sei daran
erinnert, daß Ägypten in den siebziger Jahren
keine große Mühe hatte, kurzfristig 15 000 so-
wjetische Soldaten nach Hause zu schicken
und daß auch 15 000 bis 20 000 kubanische
Soldaten Angola nicht in den Griff bekom-
men können.) Zum anderen die Errichtung
von sowjetischen Stützpunkten. Beides, zah-
lenmäßig bedeutsame Stationierung von
Kampftruppen und Errichtung von Stütz-
punkten, führt zu einem Zustand, der in ge-
fährliche Nähe zu einer militärischen Imple-
mentierung sowjetischer Hegemonie nach
osteuropäischem Vorbild führt.
4. Die gegenwärtigen Instrumente der westli-
chen Politik reichen ohne weiteres aus, derar-
tige hegemoniale Bestrebungen der Sowjet-
union bei gleichzeitig breitem Spielraum für
revolutionäre Instabilitäten in Afrika abzu-
blocken. Drei Bereiche verdienen besondere
Aufmerksamkeit. Erstens, mit Blick auf die
Möglichkeit eines östlichen Transfers von
Kampftruppen und Waffen an Afrika, das mi-
litärische Kräfteverhältnis an den Küsten
Afrikas und Arabiens. Um einen derartigen
Transfer militärisch zu riskant zu machen, rei-



eben die gegenwärtig im Indischen Ozean
stationierten westlichen Kräfte allemal aus.
Zweitens werden die Handlungsmöglichkei-
ten des Westens, und damit das militärische
Kräfteverhältnis, bestimmt von den jeweili-
gen rechtlich-ordnungspolitischen Rahmen-
bedingungen konkreter Krisen und Konflikte.
Die sowjetische Führung vermag sehr wohl
zu erkennen, ob westliche Regierungen mili-
tärisch handlungsunfähig sind, weil sie sich
auf die Seite eines international und innenpo-
litisch unakzeptablen Konfliktpartners in der
Dritten Welt begeben haben. Die kubanisch-
sowjetische Intervention in Angola Mitte der
siebziger Jahre war dafür ein klassisches Bei-
spiel. Aufgrund der ambivalenten Haltung
westlicher Regierungen gegenüber dem wei-
ßen Minderheitsregime in Südafrika besteht
diese für sowjetische Aktivitäten rechtlich-
ordnungspolitisch günstige Lage fort. Drittens
ist entscheidend das ökonomische Verhalten
der westlichen Industriestaaten. Die Tatsache,
daß es in Afrika zwar verschiedene soziali-
stisch-orientierte Regime gibt, keines von ih-

nen aber, auch nicht das von der Sowjetunion
als strategisch relativ wichtig eingeschätzte
Äthiopien, den kubanischen Weg gegangen
ist, hängt maßgeblich damit zusammen, daß
man diese Regime von westlicher Seite nicht
derartig isoliert und boykottiert hat, wie es
seinerzeit die amerikanische Politik im Fall
Kubas getan hat und zum Teil noch tut. Eine
unverkrampfte Politik des Westens im politi-
schen und ökonomischen Bereich gegenüber
revolutionären Regimen hat unmittelbar Be-
deutung für die längerfristigen militärischen
Optionen der Sowjetunion in bezug auf diese
Regime. Denn jede andere Politik des We-
stens reißt die zwei entscheidenden Barrieren
gegen hegemoniale Bestrebungen der Sowjet-
union ein, nämlich die für sie ungünstigen

"ökonomischen Bedingungen und die in die-
sen Ländern selbst bestehenden Bestrebun-
gen, das frühere koloniale Joch europäischer
Mächte nicht in ein neues, nämlich ein hege-
moniales der Sowjetunion, umzuwandeln.



Dirk Berg-Schlosser: Afrika zwischen Despotie und Demokratie. Bedingun-
gen und Lebensfähigkeit der politischen Systeme der Gegenwart
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/84, S. 3—14

Die afrikanischen politischen Systeme der Gegenwart lassen sich, grob gesprochen, in vier
charakteristische Verlaufstypen untergliedern: stabil-polyarchische, stabil-sozialistische,
stabil-autoritäre und prätorianische Systeme. Ihre unterschiedlichen Leistungen seit der
Unabhängigkeit werden mit Hilfe mittlerweile zur Verfügung stehender Datensätze in
bezug .auf drei Kriterien gemessen: entwicklungspolitische Leistungsfähigkeit ausge-
drückt in Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts pro Kopf und Veränderungsraten der
materiellen Lebensqualität; Dependenzindikatoren, die die Konzentration der Exporte auf
bestimmte Produkte und Handelspartner und den Anteil ausländischen Kapitals anzei-
gen; und normative Maßstäbe im Hinblick auf zwei etwas unterschiedlich akzentuierte
Menschenrechtskriterien.
Die Befunde ergeben ein differenziertes Muster, das einigen nach wie vor gängigen Auf-
fassungen über die höhere entwicklungspolitische Leistungsfähigkeit von autoritären
Systemen und Militärdiktaturen, für die entsprechenden Einbußen an Freiheit in Kauf zu
nehmen seien, deutlich widerspricht. So weisen die zivil-autoritären Staaten Schwarz-
afrikas zwar die durchschnittlich höchsten BSP/Kopf-Wachstumsraten auf, die Verbesse-
rung der materiellen Lebensqualität, ausgedrückt durch höhere Lebenserwartung, gerin-
gere Säuglingssterblichkeit und stärkere Alphabetisierung, bleibt jedoch relativ gering.
Für die sozialistischen Staaten gilt das umgekehrte Ergebnis. Prätorianische Systeme ste-
hen in bezug auf beide Kriterien deutlich am schlechtesten da, während die pluralisti-
schen Polyarchien in jeder Hinsicht vergleichsweise positive Werte aufweisen. Auch in
bezug auf Menschenrechtskriterien schneiden die letztgenannten Staaten am besten ab.
Ein demokratietheoretischer Pessimismus hinsichtlich der entwicklungspolitischen Lei-
stungsfähigkeit solcher Systeme bei gleichzeitiger Beachtung grundlegender normativer
Maßstäbe erscheint also nicht gerechtfertigt. Im Hinblick auf die 'Dependenzkriterien
ergeben sich nur geringfügige Systemunterschiede.

Volker Matthies: Sicherheitspolitik und Dritte Welt: Das Beispiel Afrika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/84, S. 15—30

In dem Beitrag wird davon ausgegangen, daß infolge der relativen „Macht-Diffusion" in
den internationalen Beziehungen (Entstehung neuer Machtträger im Zuge der Aufrüstung
und Aufwertung strategischer Rohstoffe und geostrategischer Positionen in der Dritten
Welt; Wandel zu einem multipolaren Weltsystem) die Entwicklungsländer mehr als bis-
her als relativ eigenständig handelnde sicherheitspolitische Akteure angesehen werden
müssen. Wurde die Dritte Welt bislang fast nur als ein „Objekt" fremder Sicherheitspoliti-
ken betrachtet, so ist sie mittlerweile doch auch zum „Subjekt" eigener Sicherheitspoliti-
ken geworden.
Am Beispiel Afrikas werden solche Sicherheitspolitiken auf der kollektiv-kontinentalen
Ebene (Organisation für die Einheit Afrikas als gesamtafrikanisches Sicherheitssystem),
auf der kollektiv-regionalen Ebene (SADCC und ECOWAS als regionale Sicherheitsge-
meinschaften im Südlichen Afrika und in Westafrika) sowie auf der individuell-national-
staatlichen Ebene (Nigeria als aufstrebende regionale Vormacht) diskutiert. Dabei zeigt
sich, daß gerade in Afrika infolge der wirtschaftlichen Unterentwicklung, der militä-
rischen Schwäche und der politisch-territorialen Fragmentierung des Kontinents bislang
allenfalls erste Elemente einer eigenständigen afrikanischen Sicherheits- und Friedens-
ordnung (im Sinne einer „Pax Africana") existieren.



Winrich Kühne: Sowjetische Einflußsuche und westliche Sicherheit: Das Bei-
spiel Afrika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/84, S. 31—46

Dem Umgang mit Konflikten in der Dritten Welt wird in der westlichen Sicherheitspolitik
— im Gegensatz zur Rüstungsfrage — nicht die gebührende Aufmerksamkeit geschenkt
Im Hinblick auf den besonders wichtigen Aspekt der Gefährdung westlicher Interessen in
der Dritten Welt durch sowjetische Einflußsuche wird hier am Beispiel Afrikas unter-
sucht, inwieweit die westliche Bedrohungswahrnehmung den tatsächlichen Entwicklun-
gen entspricht.
Es wird nicht bestritten, daß die Sowjetunion expansive hegemoniale Bestrebungen hat;
ihre erfolgreiche Verwirklichung stößt jedoch auf eine Reihe erheblicher Hindernisse. So
mangelt es an direkten militärischen Eingriffsmöglichkeiten zur Absicherung des ideolo-
gischen Expansionsanspruches ebenso wie an den geeigneten sozio-ökonomischen Bedin-
gungen in afrikanischen Ländern. Der wirtschaftliche und militärische Einfluß der westli-
chen Industriestaaten wird in hiesigen Untersuchungen ebenfalls erheblich unterschätzt.
Auch die Errichtung von Einparteiensystemen marxistisch-leninistischer Prägung bedeu-
tet nicht von vornherein eine dauerhafte Einbindung in das östliche Lager, da zum einen
die Einparteiherrschaft auch in den prowestlichen Staaten Afrikas die vorherrschende
Regierungsform ist, zum anderen auch sich marxistisch-leninistisch nennende Parteien
ein starkes Bewußtsein ihrer ideologischen Eigenständigkeit pflegen. Entscheidend für
den sowjetischen .Einfluß sind daher machtpolitische Abhängigkeiten, die Moskau im
Wege der Militärhilfe und des Waffenexports, vorzugsweise in Konfliktgebiete, zu schaf-
fen sucht. Trotz gewisser kurzfristiger Erfolge ist diese Strategie jedoch langfristig zum
Scheitern verurteilt, da der Osten nicht in der Lage ist, die auf lange Sicht unvermeidliche
wirtschaftliche Schwächung des Empfängerlandes aufzufangen. Zudem hat bei verschie-
denen sozialistisch orientierten Regimen in den letzten Jahren eine Öffnung zum Westen
stattgefunden.
Insgesamt sieht der Autor in der sowjetischen Afrikapolitik in den letzten beiden Jahr-
zehnten nicht eine hegemoniale Ausweitung auf breiter Front, sondern einen Wechsel
von Positionsgewinnen und -Verlusten. In seinen abschließenden Thesen zur westlichen
Sicherheitspolitik kommt er zu dem Schluß, daß die gegenwärtigen Instrumente westli-
cher Politik ausreichen, um eine Ausweitung des sowjetischen Einflusses abzublocken.
Einer Politik des Westens, die auf Militarisierung, Isolations- und Boykottmaßnahmen
verzichtet und statt dessen die wirtschaftliche Vormachtstellung weiter ausbaut, gibt er
die größten Erfolgschancen.
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